
465
A 11564 

Gesetz- und Verordnungsblatt
für Mecklenburg-Vorpommern

Herausgeber: Ministerium für Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz

2022	 Ausgegeben in Schwerin am 22. August	 Nr. 35

Tag	 INHALT 	 Seite

 
12.8.2022	 Gesetz über die Entsorgung von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen  
	 im Land Mecklenburg-Vorpommern 
	 (Schiffsabfallentsorgungsgesetz – SchAbfEntG M-V) 
	 GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2129 - 22.......................................................................................................................  466

11.7.2022	 Verordnung über die Erhebung von Gebühren für Sondernutzungen  
	 an Bundesfern- und Landesstraßen 
	 (Straßensondernutzungsgebührenverordnung – StrSNGebVO M-V) 
	 GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 90 - 1 - 4 .......................................................................................................................  483

16.7.2022	 Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für die Wasserfassung Groß Bäbelin 
	 (Wasserschutzgebietsverordnung Groß Bäbelin – WSGVO Groß Bäbelin) 
	 GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753 - 2 - 104 .................................................................................................................  488

9.8.2022	 Bekanntmachung über das Außerkrafttreten der Verordnung zur Vorbereitung  
	 und Durchführung von Kommunalwahlen in Mecklenburg-Vorpommern  
	 während der SARS-CoV-2-Pandemie 
	 (Corona-Kommunalwahl-VO) 
	 Außerkrafttreten der VO vom 31. Januar 2022 
	 GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 111 - 6 - 4 .....................................................................................................................  500

15.8.2022	 Vierte Verordnung zur Änderung der Reha-Verordnung 
	 Ändert VO vom 26. April 2022 
	 GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 77............................................................................................................  501

18.8.2022	 Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-LVO M-V 
	 Ändert LVO vom 31. März 2022 
	 GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 70 ...........................................................................................................  502



466	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2022	 Nr. 35

Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1	 Ziel 
§ 2	 Begriffsbestimmungen 
§ 3	 Geltungsbereich

Abschnitt 2 
Bereitstellung geeigneter Hafenauffangeinrichtungen

§ 4	 Hafenauffangeinrichtungen 
§ 5	 Abfallbewirtschaftungspläne

Abschnitt 3 
Entladung von Schiffsabfällen

§ 6	 Voranmeldung von Schiffsabfällen 
§ 7	 Entladung von Schiffsabfällen 
§ 8	 Kostendeckungssysteme für die Entsorgung von  
	 Schiffsabfällen 
§ 9	 Ausnahmen

Abschnitt 4 
Zuständigkeiten, Überwachung,  
Ordnungswidrigkeiten

§ 10	 Zuständigkeiten 
§ 11	 Durchführung und Überwachung der Entsorgung 
§ 12	 Ordnungswidrigkeiten

Abschnitt 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 13	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Gesetz über die Entsorgung von Schiffsabfällen und Ladungsrückständen  
im Land Mecklenburg-Vorpommern 

(Schiffsabfallentsorgungsgesetz – SchAbfEntG M-V)

Vom 12. August 2022

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2129 - 22

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
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Abschnitt 1 
Allgemeine Vorschriften

§ 1 
Ziel

Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/883 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 
über Hafenauffangeinrichtungen für die Entladung von Abfällen 
von Schiffen, zur Änderung der Richtlinie 2010/65/EU und zur 
Aufhebung der Richtlinie 2000/59/EG (ABl. L 151 vom 7.6.2019, 
S. 116). Es soll dazu beitragen, das Einbringen von Schiffsabfäl-
len und Ladungsrückständen auf See, insbesondere das illegale 
Einbringen, durch Schiffe zu verringern. Mit einer Verbesserung 
der Bereitstellung und Inanspruchnahme von Hafenauffangein-
richtungen für Schiffsabfälle und Ladungsrückstände wird der 
Meeresumweltschutz verstärkt.

§ 2 
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck

1.	 Schiff: ein seegehendes Wasserfahrzeug jeder Art, das in der 
Meeresumwelt eingesetzt wird, auch Fischereifahrzeuge, Sport-
boote, Tragflügelboote, Luftkissenfahrzeuge, Tauchfahrzeuge 
und schwimmende Geräte;

2.	 MARPOL-Übereinkommen: das internationale Überein-
kommen von 1973 zur Verhütung von Meeresverschmut-
zung durch Schiffe und des Protokolls von 1978 zu diesem 
Übereinkommen in der Fassung der Bekanntmachung vom 
12. März 1996 (BGBl. II S. 399) in der jeweils geltenden 
Fassung;

3.	 Schiffsabfälle: alle Abfälle, einschließlich Ladungsrück-
ständen, die während des Schiffsbetriebs oder beim Laden, 
Löschen oder Reinigen anfallen und die in den Geltungsbe-
reich der Anlagen I, II, IV, V und VI des MARPOL-Überein-
kommens fallen, sowie passiv gefischte Abfälle; Abfälle im 
Sinne dieses Gesetzes sind alle Stoffe oder Gegenstände, 
derer sich ihr Besitzer entledigt, entledigen will oder entle-
digen muss;

4.	 Ladungsrückstände: die Reste von Ladungen an Bord, die 
nach dem Laden oder Löschen an Deck, in Laderäumen oder 
Tanks verbleiben, einschließlich der beim Laden oder Lö-
schen anfallenden Überreste und Überläufe in feuchtem oder 
trockenem Zustand und des nach einer Reinigung angefalle-
nen Waschwassers, jedoch ohne die nach dem Fegen an Deck 
verbleibenden Ladungsstäube und ohne den Staub auf den 
Außenflächen des Schiffes;

5.	 passiv gefischte Abfälle: Abfälle, die bei Fischfangtätigkei-
ten in Netzen gesammelt werden;

6.	 Hafenauffangeinrichtung: jede feste, schwimmende oder 
mobile Vorrichtung, die die Dienstleistung des Auffangens 
von Schiffsabfällen erbringen kann;

7.	 Fischereifahrzeug: ein Schiff, das für den Fang von Fischen 
oder anderen lebenden Meeresressourcen ausgerüstet ist oder 
hierzu gewerblich genutzt wird;

8.	 Sportboot: ein Schiff jeder Art mit einer Rumpflänge von 
mindestens 2,5 Meter, unabhängig von der Antriebsart, das für 
Sport- oder Freizeitzwecke bestimmt ist und nicht für den 
Handel eingesetzt wird;

9.	 Hafen: einen Ort oder ein geografisches Gebiet, einschließ-
lich des Ankergebiets im Zuständigkeitsbereich des Hafens, 
der/das so angelegt und ausgestattet wurde, dass er/es vor-
nehmlich dazu dient, Schiffe aufzunehmen;

10.	ausreichende Lagerkapazität: das Vorhandensein von genü-
gend Kapazität, um die Schiffsabfälle, einschließlich der 
wahrscheinlich während der Fahrt anfallenden Schiffsabfälle, 
ab dem Zeitpunkt des Auslaufens bis zum Anlaufen des nächs-
ten Hafens an Bord zu lagern;

11.	Liniendienst: den Verkehr auf der Grundlage einer öffentlich 
zugänglichen oder geplanten Liste mit Abfahrts- und An-
kunftszeiten für bestimmte Häfen oder sich wiederholende 
Überfahrten, die einen erkennbaren Fahrplan darstellen;

12.	regelmäßiges Anlaufen eines Hafens: wiederholte Fahrten 
desselben Schiffs nach einem gleichbleibenden Muster zwi-
schen bestimmten Häfen oder eine Abfolge von Fahrten von 
und zu demselben Hafen ohne Zwischenstopps;

13.	häufiges Anlaufen eines Hafens: das Anlaufen eines be-
stimmten Hafens durch ein Schiff mindestens einmal alle 
zwei Wochen;

14.	Hafenbetreiber: die für die Infrastruktur des Hafens oder 
Hafenteils verantwortliche natürliche oder juristische Person 
nach dem Wasserverkehrs- und Hafensicherheitsgesetz vom 
10. Juli 2008 (GVOBI. M-V S. 296), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 3. August 2018 (GVOBl. M-V  
S. 274), in der jeweils geltenden Fassung; 

15.	Betreiber der Hafenauffangeinrichtung: die natürliche oder 
juristische Person, die die rechtliche oder tatsächliche Verfü-
gungsgewalt über die Hafenauffangeinrichtung innehat;

16.	Makler eines Schiffes: die natürliche oder juristische Person, 
die die Aufgaben eines örtlichen Vertreters des Betreibers ei-
nes Schiffes wahrnimmt;

17.	SafeSeaNet: das System der Europäischen Union für den 
Austausch von Informationen für die Sicherheit des Seever-
kehrs;

18.	GISIS: das von der Internationalen Seeschifffahrts-Organisa-
tion (IMO) eingerichtete Globale Schifffahrtsinformations-
system;

19.	Betreiber eines Schiffs: die natürliche oder juristische Per-
son, die die rechtliche oder tatsächliche Verfügungsgewalt 
über ein Schiff innehat.
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§ 3 
Geltungsbereich

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für alle Schiffe, die 
einen Hafen im Land Mecklenburg-Vorpommern anlaufen oder in 
diesem betrieben werden, hiervon ausgenommen sind

1.	 Schiffe, die ausschließlich für Hafendienste nach Artikel 1 
Absatz 2 der Verordnung (EU) 2017/352 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 15. Februar 2017 zur Schaf-
fung eines Rahmens für die Erbringung von Hafendiensten 
und zur Festlegung von gemeinsamen Bestimmungen für die 
finanzielle Transparenz der Häfen (ABl. L 057 vom 3.3.2017, 
S.1), die durch die Verordnung (EU) 2020/697 (ABl. L 165 
vom 25.5.2020, S. 7) geändert worden ist, eingesetzt werden. 
Zu diesen zählen Lotsendienste, Fahrgastdienste, Schleppen, 
Festmachen, Ladungsumschlag, Betankung, Sammeln von 
Schiffsabfällen und Ladungsrückständen sowie 

2.	 Kriegsschiffe, Flottenhilfsschiffe und andere Schiffe, die im 
Eigentum eines Hoheitsträgers stehen oder von ihm betrieben 
werden und gegenwärtig nicht für gewerbliche Zwecke einge-
setzt sind.

(2) Die Vorschriften dieses Gesetzes gelten für alle Häfen in 
Mecklenburg-Vorpommern, die üblicherweise von in den Gel-
tungsbereich des Absatzes 1 fallenden Schiffen angelaufen wer-
den.

(3) Den nach Absatz 1 ausgenommenen Schiffen ist freigestellt, 
die Hafenauffangeinrichtungen auf eigene Kosten zu benutzen.

Abschnitt 2 
Bereitstellung geeigneter Hafenauffangeinrichtungen

§ 4 
Hafenauffangeinrichtungen

(1) Die Hafenbetreiber haben zu gewährleisten, dass den in die 
Häfen üblicherweise einlaufenden Schiffen ausreichende Hafen-
auffangeinrichtungen für Schiffsabfälle zur Verfügung gestellt 
werden. Hafenauffangeinrichtungen sind als ausreichend anzuse-
hen, wenn sie geeignet sind, Art und Menge von Schiffsabfällen 
der den jeweiligen Hafen üblicherweise anlaufenden Schiffe unter 
Vermeidung unnötiger Verzögerungen aufzunehmen. Dabei ist 
dem Betriebsbedarf der Hafennutzer, der Größe und der geogra-
phischen Lage des Hafens, der Art der den Hafen anlaufenden 
Schiffe sowie den erteilten Ausnahmen nach § 9 Rechnung zu 
tragen.

(2) Alle am Entladen oder Auffangen von Schiffsabfällen beteilig-
ten Parteien haben unnötige Verzögerungen beim Entladen oder 
Auffangen von Schiffsabfällen zu unterlassen. Die Haftung bei 
Verstößen gegen die Pflichten nach Satz 1 richtet sich nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. Satz 1 stellt dabei 
ein Schutzgesetz im Sinne des § 823 Absatz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches dar.

§ 5 
Abfallbewirtschaftungspläne

(1) Die Hafenbetreiber sind verpflichtet, vor der Inbetriebnahme 
eines Hafens Abfallbewirtschaftungspläne aufzustellen und von der 
zuständigen Behörde genehmigen zu lassen. Bei wesentlichen Än-
derungen des Hafenbetriebes haben die Hafenbetreiber die Abfall-
bewirtschaftungspläne unverzüglich fortzuschreiben und die Fort-
schreibung von der zuständigen Behörde genehmigen zu lassen. 
Tritt keine wesentliche Änderung des Hafenbetriebes ein, haben die 
Hafenbetreiber spätestens fünf Jahre nach der letzten genehmigten 
Aufstellung oder Fortschreibung eines Abfallbewirtschaftungs-
plans diesen fortzuschreiben und die Fortschreibung von der zu-
ständigen Behörde genehmigen zu lassen. Eine wesentliche Ände-
rung des Hafenbetriebes kann sich dabei insbesondere aus einer 
strukturellen Veränderung der anlaufenden Schiffe, der Entwick-
lung einer neuen Infrastruktur und aus Bedarfsänderungen für die 
Bereitstellung von Hafenauffangeinrichtungen ergeben. Der Inhalt 
der Abfallbewirtschaftungspläne ergibt sich aus Anlage 1.

(2) Vor der erstmaligen Aufstellung und jeder Fortschreibung der 
Abfallbewirtschaftungspläne sind die Hafenbetreiber verpflichtet, 
den Betreibern der Hafenauffangeinrichtungen, den Hafennutzern 
oder deren Vertretern, den berührten Trägern öffentlicher Belange 
sowie den die erweiterte Herstellerverantwortung umsetzenden 
Organisationen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Auf 
Verlangen der zuständigen Behörde haben die Hafenbetreiber die 
ordnungsgemäße Beteiligung nach Satz 1 nachzuweisen. Die Be-
treiber der Hafenauffangeinrichtungen haben den Hafenbetrei-
bern die für die Aufstellung und Fortschreibung der Abfallbewirt-
schaftungspläne erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

(3) Die Hafenbetreiber erstellen unverzüglich nach der genehmig-
ten Aufstellung oder Fortschreibung eines Abfallbewirtschaf-
tungsplans von diesem eine Zusammenfassung und machen diese 
den Hafennutzern im Internet öffentlich bekannt. Die Zusammen-
fassung des Abfallwirtschaftsplans enthält folgende Angaben:

1.	 eine Auflistung der Standorte der Hafenauffangeinrichtungen 
für die verschiedenen Arten von Schiffsabfällen,

2.	 eine Auflistung der üblicherweise bewirtschafteten Schiffsab-
fälle,

3.	 die Kontaktdaten der Betreiber der Hafenauffangeinrichtungen,

4.	 eine Kurzbeschreibung der Verfahren für die Übergabe und 
das Auffangen der Schiffsabfälle und

5.	 eine Kurzbeschreibung des Kostendeckungssystems.

Die Hafenbetreiber melden die Daten nach Satz 2 unverzüglich, 
vorzugsweise elektronisch, an die Fach- und Koordinierungsstelle 
für elektronische Schifffahrtsmeldungen im Land Mecklenburg-
Vorpommern zum Zweck der Weitergabe an das SafeSeaNet und 
halten diese Daten auf dem neuesten Stand. Die Fach- und Koor-
dinierungsstelle für elektronische Schifffahrtsmeldung im Land 
Mecklenburg-Vorpommern informiert die zuständige Behörde 
über die erfolgte Meldung nach Satz 3.

(4) Unterhält ein Hafenbetreiber im Land Mecklenburg-Vorpom-
mern mehrere Häfen oder wird in mehreren Häfen im Land Meck-

Anl. 1
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lenburg-Vorpommern die Entsorgung von Schiffsabfällen gleich-
artig durchgeführt, kann unter entsprechender Einbeziehung jedes 
Hafens ein gemeinsamer Abfallbewirtschaftungsplan für diese 
Häfen aufgestellt werden. Dabei ist der Bedarf an Hafenauffang-
einrichtungen und deren Verfügbarkeit für jeden Hafen einzeln 
anzugeben.

(5) Ausgenommen von den Absätzen 1 bis 3 sind kleine nichtge-
werbliche Häfen, die selten oder wenig und ausschließlich von 
Sportbooten angelaufen werden, sofern in diesen Häfen unter  
Beachtung der Gewerbeabfallverordnung vom 18. April 2017 
(BGBl. I S. 896), die zuletzt durch Artikel 4 der Verordnung vom 
9. Juli 2021 (BGBl. I S. 2598) geändert worden ist, in der jeweils 
geltenden Fassung, die Hafenauffangeinrichtungen an das vom 
örtlich zuständigen öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger vor-
gehaltene Abfallbewirtschaftungssystem angeschlossen sind und 
die Hafenbetreiber den Hafennutzern Informationen über die Nut-
zung dieses Abfallbewirtschaftungssystems zur Verfügung stel-
len. Wird die Ausnahme nach Satz 1 angewendet, haben die be-
troffenen Hafenbetreiber den Namen und die geographischen 
Koordinaten des Hafens unverzüglich, vorzugsweise elektronisch, 
an die Fach- und Koordinierungsstelle für elektronische Schiff-
fahrtsmeldungen im Land Mecklenburg-Vorpommern zum Zweck 
der Weitergabe an das SafeSeaNet zu melden. Die betroffenen 
Hafenbetreiber haben die Anwendung der Ausnahme nach Satz 1 
und die Erfüllung der Meldepflicht nach Satz 2 der zuständigen 
Behörde anzuzeigen. Sie haben auf Verlangen der zuständigen 
Behörde dieser die Erfüllung der Ausnahmevoraussetzungen nach 
Satz 1 und der Meldepflicht nach Satz 2 nachzuweisen.

(6) Die zuständige Behörde bewertet und genehmigt die Abfallbe-
wirtschaftungspläne. Sie überwacht deren Durchführung sowie 
die Einhaltung der Pflichten nach den Absätzen 1 bis 5. § 11 Ab-
satz 1, 2 und 3 Satz 1 gilt entsprechend.

Abschnitt 3 
Entladung von Schiffsabfällen

§ 6 
Voranmeldung von Schiffsabfällen

(1) Der Betreiber, der Makler oder der Schiffsführer eines Schiffes 
(Meldeverantwortliche), das in den Geltungsbereich der Richtli-
nie 2002/59/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
27.6.2002 (ABl. L 208 vom 5.8.2002, S. 10) fällt und einen Anlauf 
in einem Hafen im Land Mecklenburg-Vorpommern beabsichtigt, 
hat die Angaben nach Anlage 2 zu melden

1.	 mindestens 24 Stunden vor Ankunft, soweit der Anlaufhafen 
bekannt ist,

2.	 anderenfalls unverzüglich sobald der Anlaufhafen bekannt ist, 
falls diese Information weniger als 24 Stunden vor der An-
kunft vorliegt, oder

3.	 bei einer Fahrtdauer von weniger als 24 Stunden aus dem zu-
letzt angelaufenen Hafen unverzüglich beim Auslaufen dieses 
Hafens.

(2) Die Meldung nach Absatz 1 ist gemäß § 10 Absatz 2 der Ha-
fenverordnung vom 17. Mai 2006 (GVOBl. M-V S. 355), die zu-

letzt durch Verordnung vom 14. Dezember 2017 (GVOBl. M-V 
2018 S. 2) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, 
durch den Meldeverantwortlichen elektronisch über eine bekannt 
gemachte Eingangsschnittstelle (Hafeninformationssystem) zu 
senden oder direkt in das Datenerfassungsmodul des Zentralen 
Meldeportals im Sinne des Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetzes 
vom 30. Juni 2017 (BGBl. I S. 2190) in der jeweils geltenden 
Fassung einzugeben. Die jeweils gültigen Kontaktdaten der Fach- 
und Koordinierungsstelle für elektronische Schifffahrtsmeldun-
gen im Land Mecklenburg-Vorpommern und der Eingangsschnitt-
stellen werden im Amtsblatt des Bundesministeriums für Digita-
les und Verkehr (Verkehrsblatt) bekannt gegeben.

(3) Für die Abgabe der Meldung nach Absatz 1 ist die Registrie-
rung des Meldeverantwortlichen beim Zentralen Meldeportal 
nach dem Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetz oder bei dem zuge-
lassenen Hafeninformationssystem erforderlich.

(4) Die Angaben der Meldung nach Absatz 1 sind mindestens bis 
zum nächsten Anlaufhafen an Bord mitzuführen und auf Verlan-
gen der zuständigen Behörden vorzulegen. Die Vorlage hat auf 
Verlangen der zuständigen Behörde in elektronischer Form zu er-
folgen.

§ 7 
Entladung von Schiffsabfällen

(1) Der Schiffsführer entlädt in dem angelaufenen Hafen gemäß 
den im MARPOL-Übereinkommen festgelegten Normen für das 
Einbringen von Abfällen vor dem Auslaufen alle seine an Bord 
mitgeführten Schiffsabfälle in einer Hafenauffangeinrichtung. 
Wenn der Schiffsführer dieser Entladepflicht nicht selbstständig 
nachkommt, hat die zuständige Behörde die Entladung aller an 
Bord befindlichen Schiffsabfälle nach Satz 1 anzuordnen. 

(2) Die Entladepflicht nach Absatz 1 besteht nicht, wenn aus den 
Angaben gemäß den Anlagen 2 und 3 oder aus den Angaben, die 
an Bord von Schiffen außerhalb des Geltungsbereichs der Richtli-
nie 2002/59/EG verfügbar sind, hervorgeht, dass für alle bisher 
angefallenen und während der beabsichtigten Weiterfahrt des 
Schiffes bis zum nächsten Anlaufhafen noch anfallenden Schiffs-
abfälle ausreichend spezifische Lagerkapazität vorhanden ist. Ab-
weichend davon bleibt es in diesen Fällen jedoch bei der Entlade-
pflicht nach Absatz 1, wenn

1.	 der nächste Anlaufhafen unbekannt ist,

2.	 im nächsten Anlaufhafen keine ausreichenden Hafenauffang-
einrichtungen zur Verfügung stehen oder

3.	 auf Grundlage verfügbarer Angaben, einschließlich der elek
tronisch in dem SafeSeaNet oder im GISIS verfügbaren Anga-
ben, nicht festgestellt werden kann, ob im nächsten Anlaufha-
fen ausreichende Hafenauffangeinrichtungen zur Verfügung 
stehen.

Ebenso besteht die Entladepflicht nach Absatz 1 nicht für Abwas-
ser, soweit es nach den geltenden Vorschriften, insbesondere nach 
§ 9 Absatz 1 der See-Umweltverhaltensverordnung vom 13. Au-
gust 2014 (BGBl. I S. 1371), die zuletzt durch Artikel 3 der Ver-
ordnung vom 13. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2739) geändert 

Anl. 3

Anl. 2



470	 Gesetz- und Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern 2022	 Nr. 35

worden ist, in der jeweils geltenden Fassung und den Bestimmun-
gen der Regel 11 der Anlage IV des MARPOL-Übereinkommens, 
auf See eingeleitet werden darf.

(3) Die Entladung der Schiffsabfälle soll in der hafenüblichen Re-
gelarbeitszeit erfolgen, sofern die vorgesehene Liegezeit des 
Schiffes dieses zulässt und eine Entladung ohne unnötige Verzö-
gerungen erfolgen kann. Der Schiffsführer hat die Schiffsabfälle 
zur Entladung bereitzustellen und den Bordbetrieb so einzurich-
ten, dass mit der Entladung unverzüglich begonnen und diese 
vollständig durchgeführt werden kann. Schiffsabfälle aus Tanks 
müssen bei Umgebungstemperatur pumpfähig sein. Der Schiffs-
führer hat den Entladungsvorgang zu überwachen und durch Per-
sonal zu unterstützen.

(4) Der Meldeverantwortliche hat 24 Stunden vor Ankunft oder 
bei einer Fahrtdauer von weniger als 24 Stunden bei Verlassen des 
letzten Hafens eine erforderliche Entsorgung von Schiffsabfällen 
in einer Hafenauffangeinrichtung unverzüglich zu beauftragen, 
sodass es aufgrund des Zeitpunktes der Beauftragung zu keiner 
unnötigen Verzögerung im Entladevorgang kommt.

(5) Der Betreiber der Hafenauffangeinrichtung oder die Behörde 
des Hafens, in dem die Schiffsabfälle entladen wurden, beschei-
nigt unverzüglich nach Beendigung des Entladevorgangs die Art 
und Menge der entladenen und aufgefangenen Schiffsabfälle, 
stellt dazu eine Bescheinigung nach Anlage 3 (Abfallabgabebe-
scheinigung) aus und übermittelt diese unverzüglich nach ihrer 
Ausstellung dem Schiffsführer. Wird die Abfallabgabebescheini-
gung von dem Betreiber der Hafenauffangeinrichtung ausgestellt, 
hat dieser die Bescheinigung auch unverzüglich an die zuständige 
Behörde zu übermitteln. Die Bescheinigungspflicht nach Satz 1 
gilt nicht für kleine Häfen mit unbemannten Einrichtungen oder in 
kleinen, entlegenen Häfen, sofern diese Häfen durch die zuständi-
ge Behörde an SafeSeaNet gemeldet wurden.

(6) Der Meldeverantwortliche übermittelt unverzüglich elektro-
nisch nach Eingang der Abfallabgabebescheinigung die darin ent-
haltenen Daten dem Zentralen Meldeportal des Bundes im Sinne 
des Seeschifffahrt-Meldeportal-Gesetzes oder einer bekanntge-
machten Eingangsschnittstelle (Hafeninformationssystem) zum 
Zweck der Weitergabe an das SafeSeaNet.

(7) Die Angaben der Abfallabgabebescheinigung sind mindestens 
zwei Jahre ab Ausstellungsdatum an Bord mitzuführen und auf 
Verlangen der zuständigen Behörde vorzulegen. Die Vorlage hat 
auf Verlangen der zuständigen Behörde elektronisch zu erfolgen.

§ 8 
Kostendeckungssysteme für die Entsorgung  

von Schiffsabfällen

(1) In den Häfen erheben die Hafenbetreiber von allen Schiffen, 
unabhängig von der tatsächlichen Benutzung der Hafenauffangein-
richtungen, ein pauschaliertes Entgelt für die Entsorgung, ein-
schließlich des Auffangens, von Schiffsabfällen mit Ausnahme von

1.	 Ladungsrückständen,

2.	 Abfällen gemäß der Anlage VI des MARPOL-Übereinkom-
mens aus Abgasreinigungssystemen und

3.	 Abfällen gemäß der Anlage V des MARPOL-Übereinkom-
mens und passiv gefischten Abfällen, soweit deren jeweiliges 
entladenes Volumen die jeweils nach § 6 Absatz 1 gemeldete 
maximale spezifische Lagerkapazität übersteigt.

Die Höhe des pauschalierten Entgeltes richtet sich nach Art, Grö-
ße und Kategorie des Schiffes, der Gefährlichkeit der Schiffsab-
fälle und der Entsorgung inner- oder außerhalb regulärer Betriebs-
zeiten im Hafen. Das pauschalierte Entgelt ist so zu bestimmen, 
dass daraus vollständig die indirekten Kosten nach Spalte 2 der 
Anlage 4 und anteilig zu mindestens 30% der direkten Kosten des 
Vorjahres nach Spalte 1 der Anlage 4 gedeckt werden. Mit dem 
pauschalierten Entgelt sind bei der Entsorgung, einschließlich des 
Auffangens, von Abfällen gemäß der Anlage V des MARPOL-
Übereinkommens und passiv gefischten Abfällen, soweit deren 
jeweiliges entladenes Volumen die jeweils nach § 6 Absatz 1 ge-
meldete maximale spezifische Lagerkapazität nicht übersteigt, 
bereits alle indirekten und direkten Kosten nach Anlage 4 abge-
golten. Die Kostendeckung für Schiffsabfälle nach Satz 1 Num-
mer 1 bis 3 richtet sich nach Absatz 5.

(2) Unabhängig von der tatsächlichen Benutzung der Hafenauf-
fangeinrichtung ist das pauschalierte Entgelt mit dem Einlaufen des 
Schiffes in das Hafengebiet sofort fällig, sofern die Hafenordnung 
keinen abweichenden Fälligkeitszeitpunkt vorsieht. Zahlungs-
pflichtig sind Reeder, Eigner oder Charterer eines Schiffes. Mehre-
re Zahlungsschuldner haften gesamtschuldnerisch. Mit der voll-
ständigen Zahlung des pauschalierten Entgelts an den Hafenbetrei-
ber entsteht zugunsten der Zahlungsschuldner der Anspruch, die 
Schiffsabfälle, deren Entsorgung über das pauschalierte Entgelt 
abgedeckt werden, im angelaufenen Hafen nach Maßgabe des § 7 
zu entladen.

(3) Um zu vermeiden, dass die Kosten für die Sammlung und Be-
handlung passiv gefischter Abfälle ausschließlich von den Hafen-
nutzern getragen werden, kann, soweit erforderlich, das Land 
Mecklenburg-Vorpommern im Rahmen verfügbarer Haushalts-
mittel den Hafenbetreibern die Kosten für die Entsorgung dieser 
Schiffsabfälle vollständig oder anteilig erstatten. Soweit möglich 
kann dies unter der Nutzung von Einnahmen erfolgen, die durch 
die alternativen Finanzierungssysteme, einschließlich Abfallbe-
wirtschaftungssystemen und verfügbarer Unionsfinanzierungs-
mittel, nationaler oder regionaler Finanzierungsmittel generiert 
werden.

(4) Das pauschalierte Entgelt nach Absatz 1 wird auf Antrag des 
Schiffsführers oder der Betreiber eines Schiffes nach Zustimmung 
der zuständigen Behörde reduziert, wenn

1.	 die Art des Handels, für den das Schiff eingesetzt wird, insbe-
sondere wenn das Schiff im Kurzstrecken-Seehandel einge-
setzt wird, eine Reduzierung des pauschalierten Entgeltes 
begründet oder

2.	 die Bauart, die Ausrüstung und der Betrieb des Schiffes zei-
gen, dass das Schiff geringere Abfallmengen erzeugt und sei-
ne Schiffsabfälle nachhaltig und umweltverträglich nach den 
von der Kommission der Europäischen Union hierfür erlasse-
nen Kriterien bewirtschaftet.

(5) Die Kosten der Entsorgung, einschließlich der Kosten des Auf-
fangens, für Schiffsabfälle nach Anlage 4, die über das pauscha-

Anl. 4
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lierte Entgelt nach Absatz 1 nicht gedeckt werden, stellen die Ha-
fenbetreiber dem Reeder, Eigner oder Charterer eines Schiffes auf 
Grundlage der Art und Menge der tatsächlich vom Schiff entlade-
nen Schiffsabfälle als entsorgungsspezifisches Entgelt gesondert 
in Rechnung.

(6) Die Hafenbetreiber haben die Höhe der pauschalierten sowie 
entsorgungsspezifischen Entgelte und dessen jeweiliger Berech-
nungsgrundlagen im Abfallbewirtschaftungsplan nach § 5 be-
kannt zu machen. Die Bekanntgabe kann ergänzend dazu zusätz-
lich in der Hafenentgeltordnung erfolgen. Bei fehlender Pflicht 
zur Erstellung eines Abfallbewirtschaftungsplanes gemäß § 5 
Absatz 4 hat die Bekanntgabe durch die Hafenbetreiber in der Ha-
fenentgeltordnung zu erfolgen.

(7) Die Hafenbetreiber haben für die in ihren Häfen aufgefange-
nen passiv gefischten Abfälle jährlich Daten über Volumen und 
Menge anhand der von der Europäischen Kommission bekanntge-
machten Formate an die oberste Abfallbehörde im Sinne des § 29 
Absatz 1 des Abfallwirtschaftsgesetzes in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Januar 1997 (GVOBl. M-V S. 43), das 
zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juni 2012 (GVOBl. 
M-V S. 186, 187) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung, zu übermitteln. 

§ 9 
Ausnahmen

(1) Die zuständige Behörde kann ein Schiff, das einen Hafen in 
ihrem Zuständigkeitsbereich anläuft oder anlaufen wird, auf An-
trag des Schiffsführers oder des Betreibers eines Schiffes in die-
sem Hafen von der Voranmeldepflicht nach § 6, der Entladepflicht 
nach § 7 und der Pflicht zur Zahlung des pauschalierten Entgelts 
nach § 8 ganz oder teilweise befreien, wenn

1.	 das Schiff im Liniendienst eingesetzt ist, bei der ein Hafen 
häufig und regelmäßig angelaufen wird, bei dem

2.	 die Entladung aller Schiffsabfälle und die Entrichtung eines 
Entgelts für die Entsorgung aufgrund einer Vereinbarung zwi-
schen dem Reeder, Eigner oder Charterer eines Schiffs und 
einem Betreiber eines auf der Fahrtstrecke des Schiffes lie-
genden Hafens sichergestellt ist und diese Vereinbarung 

a)	 anhand eines unterzeichneten Vertrags mit diesem Hafen-
betreiber oder einem Abfallentsorgungsunternehmen und 
durch Abfallabgabebescheinigungen belegt wird,

b)	 allen Hafenbetreibern auf der Fahrtstrecke des Schiffes 
gemeldet wurde und

c)	 von dem Betreiber des Hafens akzeptiert wurde, in dem 
Entladung und Zahlung erfolgen und dieser ein Hafen der 
Europäischen Union oder ein anderer Hafen ist, in dem 
ausweislich der auf elektronischem Wege an das SafeSea-
Net und an das GISIS gemeldeten Angaben geeignete Ein-
richtungen vorhanden sind und

3.	 sich die Befreiung nicht abträglich auf die Sicherheit des See-
verkehrs, die Gesundheit, die Arbeits- und Lebensbedingun-
gen an Bord sowie die Meeresumwelt auswirkt.

(2) Die Landesregierung kann durch Rechtsverordnung weitere 
Befreiungstatbestände von der Voranmeldepflicht nach § 6, der 
Entladepflicht nach § 7 und der Pflicht zur Zahlung des pauscha-
lierten Entgelts nach § 8 bestimmen, soweit hierfür ein Bedürfnis 
besteht und sich die Befreiung nicht abträglich auf die Sicherheit 
des Seeverkehrs, die Gesundheit, die Arbeits- und Lebensbedin-
gungen an Bord sowie die Meeresumwelt auswirkt.

(3) Eine Befreiung nach Absatz 1 oder aufgrund einer Rechtsver-
ordnung nach Absatz 2 entbindet den Schiffsführer nicht von der 
Pflicht nach § 7 Absatz 1 Satz 1 zur Entladung von allen an Bord 
befindlichen Schiffsabfällen, wenn eine ausreichende spezifische 
Lagerkapazität für alle bisher angefallenen und während der beab-
sichtigten Weiterfahrt des Schiffes bis zum nächsten Anlaufhafen 
noch anfallenden Schiffsabfällen nicht vorhanden ist. Kommt ein 
Schiffsführer dieser Entladepflicht nicht nach, darf er die Fahrt 
zum nächsten Anlaufhafen nicht fortsetzen. Im Fall einer Entla-
dung nach Satz 1 gilt § 8 fort.

(4) Wird eine Befreiung nach Absatz 1 oder aufgrund einer 
Rechtsverordnung nach Absatz 2 erteilt, erstellt die nach Absatz 1 
Satz 1 örtlich zuständige Behörde ein Ausnahmezeugnis nach dem 
Muster der Anlage 5 und übermittelt unverzüglich

1.	 Kopien des Zeugnisses vorzugsweise elektronisch an die zu-
ständigen Behörden weiterer Häfen, die von dem Schiff ange-
laufen werden sowie

2.	 die Daten des Ausnahmezeugnisses elektronisch an die Fach- 
und Koordinierungsstelle für elektronische Schifffahrtsmel-
dungen im Land Mecklenburg-Vorpommern zum Zweck der 
Weitergabe an das SafeSeaNet.

Abschnitt 4 
Zuständigkeiten, Überwachung, Ordnungswidrigkeiten

§ 10 
Zuständigkeiten

(1) Die Oberbürgermeister der kreisfreien Städte, die Bürger-
meister und Oberbürgermeister der großen kreisangehörigen 
Städte, die Bürgermeister der amtsfreien Gemeinden und die 
Amtsvorsteher der Ämter als Ordnungsbehörden (Hafenbehör-
den) sind zuständig für die Durchführung dieses Gesetzes, so-
weit nicht in Absatz 2 und 3 etwas anderes bestimmt ist. Die 
Hafenbehörden unterstehen dabei der Fachaufsicht der obersten 
Hafenbehörde im Sinne des § 11 Absatz 1 Satz 1 des Wasserver-
kehrs- und Hafensicherheitsgesetzes. Die Hafenbehörden neh-
men die Zuständigkeiten als Aufgaben im übertragenen Wir-
kungskreis wahr.

(2) Die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt sind als 
untere Abfallbehörden zuständig für die Durchführung des § 5. 
Die Staatlichen Ämter für Landwirtschaft und Umwelt unterste-
hen dabei der Fachaufsicht der obersten Abfallbehörde.

(3) Neben den Hafenbehörden sind auch die Polizeibehörden 
Mecklenburg-Vorpommern zuständig für die Durchführung des  
§ 11 Absatz 2. Diese unterstehen dabei der Fachaufsicht der für sie 
zuständigen obersten Landesbehörde.

Anl. 5
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(4) Soweit den Hafenbehörden aufgrund der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben infolge der Übertragung der Zuständigkeit hinsichtlich 
der Durchführung dieses Gesetzes nach Absatz 1 Satz 1 finanziel-
le Mehrbelastungen entstehen, werden diese durch das Land aus-
geglichen. Der nach Satz 1 erforderliche Kostenausgleich wird ein 
Jahr nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ermittelt. Auf dieser 
Grundlage erfolgen ein rückwirkender Kostenausgleich und die 
Zahlung von Abschlägen auf erwartete zukünftige Belastungen. 
Im Abstand von zwei Jahren, erstmalig drei Jahre nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes, werden die Abschlagszahlungen zur Abrech-
nung gebracht und neue Abschläge festgesetzt.

§ 11 
Durchführung und Überwachung der Entsorgung

(1) Die zuständigen Behörden haben im Rahmen ihrer Zuständig-
keiten darüber zu wachen, dass die nach diesem Gesetz verpflich-
teten Personen ihren Verpflichtungen nach diesem Gesetz nach-
kommen. Dies beinhaltet insbesondere auch eine Überprüfung in 
den Häfen und auf den Schiffen.

(2) Bedienstete und Beauftragte der zuständigen Behörden sind 
berechtigt, zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Absatz 1,

1.	 Häfen, sonstige Grundstücke und bauliche Anlagen sowie 
Schiffe, insbesondere zur Feststellung von Art und Menge an 
Bord befindlicher Schiffsabfälle, zu betreten,

2.	 erforderliche Auskünfte einzuholen und Nachweise zu verlan-
gen sowie

3.	 Schiffspapiere und Schiffstagebücher einzusehen.

Die von Maßnahmen nach Satz 1 Nummer 1 betroffenen Personen 
sind zur Duldung verpflichtet; das Grundrecht der Unverletzlich-
keit der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird insoweit 
eingeschränkt.

(3) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall die erforderlichen 
Anordnungen zur Durchführung dieses Gesetzes treffen. Sie kann 
insbesondere anordnen, dass ein Schiff den Hafen nicht verlässt, 
bevor der Schiffsführer seiner Entladepflicht nach § 7 Absatz 1 
nachgekommen ist. Stellt die zuständige Behörde fest, dass ein 
Schiff, das von der Entladepflicht nach § 7 Absatz 1 nicht befreit 
ist, ohne ordnungsgemäße Entladung der Schiffsabfälle ausgelau-
fen ist, verständigt sie unverzüglich die für den nächsten Anlauf-
hafen zuständige Behörde.

(4) Die zuständige Behörde überwacht Schiffe, die nach § 6 melde-
pflichtig sind, sowohl nach Maßgabe des risikobasierten Auswahl-
mechanismus der Europäischen Union nach Artikel 11 Absatz 2 in 
Verbindung mit Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/883 als auch auf 
Grundlage von Stichprobenkontrollen. Für nach § 6 nicht melde-
pflichtige Schiffe erfolgt die Überwachung durch die zuständige 
Behörde sowohl anlassbezogen als auch auf Grundlage von Stich-
probenkontrollen. Die Überwachungen nach Satz 1 und 2 sind 
durch die zuständige Behörde in einem Überwachungsbericht fest-
zuhalten, in dem insbesondere festgestellte Verstöße und angeord-
nete Auslaufverbote nach Absatz 3 Satz 2 zu dokumentieren sind. 
Die zuständige Behörde hat bei Überwachungen der nach § 6 mel-
depflichtigen Schiffe die Daten des Überwachungsberichts in die 

Überprüfungsdatenbank THETIS-EU einzutragen. Die Daten sind 
unverzüglich über THETIS-EU zu übermitteln, sobald

1.	 der Überprüfungsbericht nach Satz 3 fertiggestellt wurde,

2.	 ein angeordnetes Auslaufverbot nach Absatz 3 Satz 2 aufge-
hoben worden ist oder

3.	 eine Entladepflicht nach § 7 Absatz 1 nicht besteht.

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1.	 entgegen § 4 Absatz 1 in den Häfen ausreichende Hafenauf-
fangeinrichtungen für Schiffsabfälle nicht oder nicht vollstän-
dig zur Verfügung stellt,

2.	 entgegen § 5 Absatz 1 Satz 1 und 5 einen Abfallbewirtschaf-
tungsplan nicht, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder ohne 
Genehmigung der zuständigen Behörde aufstellt,

3.	 entgegen § 5 Absatz 1 Satz 2, 3 und 5 einen Abfallwirtschafts-
plan nicht, nicht vollständig, nicht rechtzeitig oder ohne Ge-
nehmigung der zuständigen Behörde fortschreibt,

4.	 entgegen § 5 Absatz 2 Satz 3 eine Auskunft nicht, nicht richtig 
oder nicht vollständig erteilt,

5.	 entgegen § 5 Absatz 3 Satz 1 und 2 die Zusammenfassung 
eines Abfallwirtschaftsplans nicht, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig bekannt macht,

6.	 entgegen § 5 Absatz 3 Satz 3 oder § 5 Absatz 5 Satz 2 oder  
§ 6 Absatz 1 oder § 7 Absatz 6 eine Meldung nicht, nicht voll-
ständig oder nicht rechtzeitig vornimmt,

7.	 entgegen § 6 Absatz 4 Satz 1 die Angaben einer Meldung nach 
§ 6 Absatz 1 nicht oder nicht vollständig mitführt,

8.	 entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 oder § 9 Absatz 3 Satz 1 alle an 
Bord befindlichen Schiffsabfälle nicht, nicht richtig oder nicht 
vollständig entlädt,

9.	 entgegen § 7 Absatz 4 eine erforderliche Entsorgung in einer 
Hafenauffangeinrichtung nicht oder nicht rechtzeitig beauf-
tragt,

10.	entgegen § 7 Absatz 5 eine Abfallabgabebescheinigung nicht, 
nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig ausstellt 
oder diese nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht 
rechtzeitig an den Schiffsführer oder die zuständige Behörde 
übermittelt,

11.	 entgegen § 7 Absatz 7 Satz 1 die Angaben einer Abfallabgabe-
bescheinigung nicht oder nicht vollständig mitführt,

12.	entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und Satz 2 das Be-
treten von Häfen, sonstigen Grundstücken, baulichen Anlagen 
oder Schiffen nicht duldet,
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13.	entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 die erforderlichen 
Auskünfte nicht, nicht richtig oder nicht vollständig erteilt 
oder die erforderlichen Nachweise nicht, nicht richtig oder 
nicht vollständig vorlegt,

14.	entgegen § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 die Einsichtnahme 
in Schiffspapiere oder Schiffstagebücher nicht oder nicht voll-
ständig gestattet,

15.	einer vollziehbaren Anordnung nach § 7 Absatz 1 Satz 2 oder 
§ 11 Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 zuwiderhandelt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu  
50 000 Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist die örtlich und nach 
§ 10 jeweils sachlich zuständige Behörde.

(4) Die Geldbußen fließen den Hafenbehörden zu, soweit diese 
nach Absatz 3 zuständige Behörde sind. Damit werden die den Ha-
fenbehörden durch die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswid-
rigkeiten nach diesem Gesetz entstehenden Verwaltungskosten ab-
gegolten. Die Hafenbehörden tragen abweichend von § 105 Ab-
satz 2 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten die notwendigen 
Auslagen und sind ersatzpflichtig im Sinne des § 110 Absatz 4 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten.

Abschnitt 5 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 13 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Schiffsabfallentsorgungsgesetz vom 16. De-
zember 2003 (GVOBl. M-V S. 679), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 3. August 2018 (GVOBl. M-V S. 274, 276) 
geändert worden ist, außer Kraft.

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und  
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.

Schwerin, den 12. August 2022

	 Die Ministerpräsidentin	 Der Minister für Klimaschutz, 
	 Manuela Schwesig	 Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt 
		  Dr. Till Backhaus

	 Der Minister für Wirtschaft,	 Der Minister für Inneres, 
	 Infrastruktur, Tourismus und Arbeit	 Bau und Digitalisierung  
	 Reinhard Meyer 	 Christian Pegel
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Anlage 1
(zu § 5 Absatz 1 Satz 5)

Anforderungen an Abfallbewirtschaftungspläne

In den Abfallbewirtschaftungsplänen sind alle Arten von Abfällen von Schiffen, die den 
betreffenden Hafen üblicherweise anlaufen, die Größe des Hafens und die Arten der 
einlaufenden Schiffe zu berücksichtigen.

Die Abfallbewirtschaftungspläne müssen Folgendes enthalten:

a) eine Bewertung der Notwendigkeit einer Hafenauffangeinrichtung unter Be-
rücksichtigung der Bedürfnisse der Schiffe, die den betreffenden Hafen übli-
cherweise anlaufen;

b) eine Beschreibung der Art und Kapazität der Hafenauffangeinrichtung;

c) eine Beschreibung der Verfahren für das Auffangen und Sammeln von 
Schiffsabfällen;

d) eine Beschreibung des Kostendeckungssystems;

e) eine Beschreibung des Verfahrens für die Meldung etwaiger Unzulänglichkei-
ten der Hafenauffangeinrichtung;

f) eine Beschreibung des Verfahrens für laufende Konsultationen der Hafennut-
zer, der mit der Abfallbehandlung beauftragten Unternehmen, der Hafenbetrei-
ber und anderer Beteiligter und

g) eine Übersicht über die Art und Menge der aufgefangenen und in Hafenauffan-
geinrichtungen behandelten Schiffsabfälle.

Ferner können die Abfallbewirtschaftungspläne Folgendes umfassen:

a) eine Zusammenfassung der einschlägigen nationalen Rechtsvorschriften und 
der Verfahren und Formalitäten für die Entladung der Schiffsabfälle in Hafen-
auffangeinrichtungen;

b) eine Angabe einer Kontaktstelle im Hafen;

c) eine Beschreibung der im Hafen vorhandenen Ausrüstungen und Verfahren 
für die Vorbehandlung spezifischer Abfallströme;

d) eine Beschreibung der Verfahren für die Aufzeichnung der tatsächlichen Nut-
zung der Hafenauffangeinrichtungen;
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e) eine Beschreibung der Verfahren für die Aufzeichnung der von Schiffen entla-
denen Mengen an Schiffsabfällen;

f) eine Beschreibung der Verfahren für die Behandlung der verschiedenen Ab-
fallströme im Hafen.

Die Verfahren für Auffangen, Sammlung, Lagerung, Behandlung und Beseitigung von 
Schiffsabfällen sollten in jeder Hinsicht mit einem Umweltmanagementplan überein-
stimmen, der einen fortschreitenden Abbau der Auswirkungen dieser Tätigkeiten auf 
die Umwelt ermöglicht. Stehen die Verfahren mit der Verordnung (EG) Nr. 1221/20091

in Einklang, so wird diese Übereinstimmung angenommen.

                                           
1 Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 
2009 über die freiwillige Teilnahme von Organisationen an einem Gemeinschaftssystem für Umwelt-
management und Umweltbetriebsprüfung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 761/2001, 
sowie die Beschlüsse der Kommission 2001/681/EG und 2006/193/EG (ABl. L 342 vom 22.12.2009, 
S. 1).
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Anlage 2
(zu § 6 Absatz 1)

Anmeldeformular für die Entladung von Schiffsabfällen in 
Hafenauffangeinrichtungen

Mitteilung über die Entladung von Schiffsabfällen in: (Name des Anlaufhafens gemäß 
Artikel 6 der Richtlinie (EU) 2019/883)

Dieses Formular sollte gemeinsam mit dem entsprechenden gemäß dem MARPOL-
Übereinkommen erforderlichen Öltagebuch, Ladungstagebuch, Mülltagebuch oder 
Müllbehandlungsplan an Bord des Schiffes mitgeführt werden.
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Anlage 3
(zu § 7 Absatz 5 Satz 1)

Muster für die Abfallabgabebescheinigung
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Anlage 4
(zu § 8 Absatz 1 Satz 3)

Kosten- und Nettoeinkommensarten im Zusammenhang mit dem Betrieb und 
der Verwaltung von Hafenauffangeinrichtungen

Direkte Kosten
Direkte Betriebskosten, die sich 
aus der tatsächlichen Entladung 
der Schiffsabfälle ergeben, ein-
schließlich der nachstehend aufge-
führten Kostenpunkte.

Indirekte Kosten
Indirekte Verwaltungskosten, die sich aus 
der Verwaltung des Systems im Hafen er-
geben, einschließlich der nachstehend 
aufgeführten Kostenpunkte.

Nettoeinnahmen
Nettoeinnahmen aus Ab-
fallbewirtschaftungssyste-
men und verfügbare natio-
nale/regionale Fördermit-
tel, einschließlich der 
nachstehend aufgeführten 
Einnahmenelemente.

—Bereitstellung der Infrastruktur 
für Hafenauffangeinrichtungen, 
einschließlich Container, Tanks, 
Bearbeitungswerkzeuge, Last-
kähne, Lastkraftwagen, Auffang-
anlagen, Anlagen zur Abfallbe-
handlung;

—Konzessionen aufgrund von Lea-
singverträgen für das Gelände, 
falls zutreffend, oder für die An-
mietung der für den Betrieb der 
Hafenauffangeinrichtungen erfor-
derlichen Ausrüstung;

—Kosten für den eigentlichen Be-
trieb der Hafenauffangeinrichtun-
gen: Sammlung von Abfällen von 
Schiffen, Transport der Abfälle 
von den Hafenauffangeinrichtun-
gen zur endgültigen Entsorgung, 
Instandhaltung und Reinigung 
von Hafenauffangeinrichtungen, 
Personalkosten, einschließlich 
Überstunden, Bereitstellung von 
Strom, Abfallanalyse und Versi-
cherungen;

—Vorbereitung für Wiederverwen-
dung, Recycling oder Beseiti-
gung der Abfälle von Schiffen, 
einschließlich der getrennten 
Sammlung von Abfällen;

—Verwaltung: Rechnungsstellung, 
Ausstellung von Abfallabgabebe-
scheinigungen für das Schiff, 
Meldungen.

—Ausarbeitung und Genehmigung des 
Abfallbewirtschaftungsplans, einschließ-
lich der Prüfung und Umsetzung dieses 
Plans;

—Aktualisierung des Abfallbewirtschaf-
tungsplans, einschließlich Personalkos-
ten und Beratungskosten, sofern zutref-
fend;

—Organisation der Konsultationsverfahren 
für die (Neu-)Bewertung des Abfallbe-
wirtschaftungsplans;

—Verwaltung der Systeme für die Anmel-
dung und die Kostendeckung, ein-
schließlich der Anwendung ermäßigter 
Gebühren für umweltfreundliche Schiffe, 
Bereitstellung von IT-Systemen in den 
Häfen, statistische Analyse und die da-
mit verbundenen Personalkosten;

—Organisation von Verfahren für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge für die Be-
reitstellung von Hafenauffangeinrichtun-
gen, Ausstellung der erforderlichen Ge-
nehmigungen für die Bereitstellung von 
Hafenauffangeinrichtungen;

—Verbreitung von Informationen an Ha-
fennutzer durch Verteilung von Faltblät-
tern, Anbringen von Schildern und Aus-
hängen im Hafen oder Veröffentlichung 
von Informationen auf der Website des 
Hafens und elektronische Übermittlung 
der Informationen gemäß Artikel 5.

—Verwaltung von Abfallbewirtschaftungs-
systemen: Systeme der erweiterten Her-
stellerverantwortung, Recycling sowie 
Beantragung und Einsatz von Mitteln 
aus nationalen/regionalen Fonds.

—Sonstige Verwaltungskosten: Kosten 
der Überwachung und elektronischen 
Übermittlung von Ausnahmen gemäß 
Artikel 9.

—Nettoeinnahmen auf-
grund von Systemen der 
erweiterten Herstel-
lerverantwortung;

—sonstige Nettoeinnah-
men aus der Abfallbe-
wirtschaftung, etwa aus 
Recyclingsystemen;

—Finanzierung im Rah-
men des Europäischen 
Meeres- und Fische-
reifonds (EMFF);

—sonstige für Häfen zur 
Abfallbewirtschaftung 
und für die Fischerei 
verfügbare Finanzmittel 
oder Beihilfen.
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Anlage 5
(zu § 9 Absatz 4) 

Ausnahmezeugnis gemäß Artikel 9 der Richtlinie 2019/883/EU

Name des Schiffes IMO Nummer Flaggenstaat

_______________ ____________ ___________

Das Schiff ist im Liniendienst eingesetzt und bedient gemäß einem Fahrplan
folgende Häfen häufig und regelmäßig:

___________________________________________________________________

Diese Häfen werden mindestens einmal alle zwei Wochen angelaufen.

Das Schiff hat eine Vereinbarung mit dem Hafen oder einem Dienstleister zur Entla-
dung aller Abfälle und zur Entrichtung der dafür anfallenden Entsorgungsentgelte in 
folgendem Hafen getroffen:

___________________________________________________________________

Das Schiff ist daher gemäß § 9 des Gesetzes über die Entsorgung von Schiffsabfäl-
len im Land Mecklenburg-Vorpommern (SchAbfEntG M-V) 

☐ von der obligatorischen Entladung von Schiffsabfällen
☐ von der Verpflichtung zur Anmeldung von Schiffsabfällen 
☐ von der Verpflichtung zur Entrichtung von Entsorgungsentgelten

in folgenden Häfen befreit:

___________________________________________________________________

Dieses Zeugnis gilt bis zum [Geltungsdauer 1 Jahr]. Es wird widerrufen, wenn sich die 
Gründe für die Erteilung vor diesem Datum ändern. 

Ort und Datum 

_________________________ Name / Funktion“
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§ 1 
Sondernutzungsgebühren

Für Sondernutzungen an Bundesfern- und Landesstraßen mit Aus-
nahme der Ortsdurchfahrten werden Gebühren nach dieser Ver-
ordnung erhoben.

§ 2 
Bemessungsgrundsätze

(1) Die Höhe der Gebühren bestimmt sich nach dem anliegenden 
Gebührentarif, der als Anlage Bestandteil der Verordnung ist. So-
weit dieser Rahmensätze vorsieht, ist die Gebühr im Einzelfall 
nach Art und Ausmaß der Einwirkung auf die Straße und den Ge-
meingebrauch sowie den wirtschaftlichen Interessen des Gebüh-
renschuldners zu bemessen.

(2) Bei Sondernutzungen, für die Gebühren nach Jahren bemessen 
werden und die im Laufe eines Kalenderjahres beginnen oder en-
den, wird für jeden angefangenen Monat ein Zwölftel der Jahres-
gebühr erhoben. Ist eine Gebühr nach Tagen, Wochen oder Mona-
ten bemessen, wird die hierfür angesetzte volle Gebühr auch dann 
erhoben, wenn die Sondernutzung nur während eines Teils des 
jeweiligen Zeitraumes ausgeübt wird.

§ 3 
Festsetzung der Gebühren

Die Gebühren werden von der zuständigen Straßenbaubehörde 
festgesetzt und erhoben. In den Fällen von § 8 Absatz 6 und § 8a 
Absatz 2 des Bundesfernstraßengesetzes sowie § 22 Absatz 7 und 

§ 26 Absatz 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern sind die nach dieser Verordnung anfallen-
den Gebühren in die Erlaubnis oder Genehmigung aufzunehmen.

§ 4 
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind der Sondernutzungsausübende, der 
Erlaubnisnehmer oder sein Rechtsnachfolger.

(2) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 5 
Entstehung und Fälligkeit

(1) Die Gebührenschuld entsteht

1.	 mit der Erteilung der Sondernutzungserlaubnis, in den Fällen 
des § 8 Absatz 6 und des § 8a Absatz 2 des Bundesfernstraßen-
gesetzes mit der Erteilung der Erlaubnis oder Genehmigung,

2.	 bei unerlaubter Sondernutzung mit dem Beginn der Nutzung. 
Ist der Beginn der Nutzung nicht nachweisbar, entsteht die 
Gebührenschuld mit dem Beginn des Jahres, in dem die Nut-
zung erstmals nachgewiesen werden kann.

(2) Die Gebühren werden einen Monat nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheides an den Gebührenschuldner fällig. Bei wieder-
kehrenden jährlichen Gebühren werden die folgenden Gebühren 
zum Ende des ersten Vierteljahres des jeweiligen Kalenderjahres 
fällig.

Verordnung über die Erhebung von Gebühren für Sondernutzungen  
an Bundesfern- und Landesstraßen 

(Straßensondernutzungsgebührenverordnung – StrSNGebVO M-V)

Vom 11. Juli 2022

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 90 - 1 - 4

Aufgrund

–	 des § 28 Absatz 4 Satz 2 und 4 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 13. Januar 1993  
(GVOBl. M-V S. 42), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 229) geändert worden ist,

–	 des § 8 Absatz 3 des Bundesfernstraßengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Juni 2007 (BGBl. I S. 1206), das 
zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist,

–	 des § 23 Absatz 1 und 2 des Landesverwaltungskostengesetzes vom 4. Oktober 1991 (GVOBl. M-V S. 366, 435), das zuletzt durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 2. Mai 2019 (GVOBl. M-V S. 158),

–	 des § 5 Absatz 5 des Landesorganisationsgesetzes vom 14. März 2005 (GVOBl. M-V S. 98), das zuletzt durch Artikel 8 Nummer 8 
des Gesetzes vom 28. Oktober 2010 (GVOBl. M-V S. 615, 618) geändert worden ist, und

–	 des Artikel 1 V des Organisationserlasses der Ministerpräsidentin vom 21. Dezember 2021 (AmtsBl. M-V S. 1079),

verordnet das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit im Einvernehmen mit dem Finanzministerium:

Anlage
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§ 6 
Gebührenfreiheit

(1) Von der Zahlung der Gebühren sind befreit:

1.	 die Bundesrepublik Deutschland und die bundesunmittelba-
ren juristischen Personen des öffentlichen Rechts, deren Aus-
gaben ganz oder teilweise aufgrund gesetzlicher Verpflich-
tung aus dem Haushalt des Bundes getragen werden,

2.	 die Länder und die juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, die nach den Haushaltsplänen eines Landes für Rech-
nung eines Landes verwaltet werden,

3.	 die Gemeinden und Gemeindeverbände, sofern die Gebühren 
nicht ihre wirtschaftlichen Unternehmen betreffen.

(2) Die Befreiung tritt nicht ein, soweit die in Absatz 1 Genannten 
berechtigt sind, die Gebühren Dritten aufzuerlegen.

(3) Gebührenfreiheit nach Absatz 1 besteht nicht für Sonderver-
mögen und Bundesbetriebe im Sinne des Artikels 110 Absatz 1 
des Grundgesetzes, für gleichartige Einrichtungen der Länder so-
wie für öffentlich-rechtliche Unternehmen, an denen der Bund 
oder ein Land beteiligt ist.

(4) Der Gebührenschuldner kann bei Sondernutzungen, die über-
wiegend im öffentlichen Interesse liegen, teilweise von den Ge-
bühren befreit werden, es sei denn, dass durch die Sondernutzung 
erhebliche wirtschaftliche Vorteile für ihn zu erwarten sind.

§ 7 
Stundung, Niederschlagung, Erlass

Für die Stundung, die Niederschlagung und den Erlass von Gebüh-
ren gelten die Vorschriften der Landeshaushaltsordnung Mecklen-
burg-Vorpommern.

§ 8 
Erstattung

Wird die Sondernutzung aufgegeben oder die Erlaubnis oder Ge-
nehmigung widerrufen, so werden bei Gebühren, die nach Jahren 
bemessen werden, die im Voraus entrichteten Gebühren anteilig 
erstattet. Dabei wird für jeden vollen Monat ein Zwölftel der Jah-
resgebühr berechnet. Eine Verzinsung erfolgt nicht.

§ 9 
Übergangsregelung

(1) Auf Sondernutzungen, für die eine Erlaubnis oder Genehmi-
gung vor Inkrafttreten dieser Verordnung erteilt worden ist, findet 
der Gebührentarif mit Inkrafttreten dieser Verordnung Anwen-
dung.

(2) Auf Sondernutzungen im Sinne des Absatzes 1, für die keine 
Erlaubnis oder Genehmigung erteilt worden ist, findet der Gebüh-
rentarif mit Inkrafttreten dieser Verordnung Anwendung.

(3) Vor Erlass dieser Gebührenordnung festgesetzte, wiederkeh-
rende Gebühren können dem Gebührentarif dieser Verordnung 
angepasst werden.

§ 10 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Straßensondernutzungsgebührenverordnung 
vom 15. April 2009, die zuletzt durch Verordnung vom 17. Juni 
2013 (GVOBl. M-V S. 436) geändert worden ist, außer Kraft.

Schwerin, den 11. Juli 2022

Der Minister für Wirtschaft, 
Infrastruktur, Tourismus und Arbeit 

Reinhard Meyer
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Anlage 

Gebührentarif zur Verordnung über die Erhebung von Gebühren für 
Sondernutzungen an Bundesfern- und Landesstraßen  

Nr. Nutzungsart Gebühren 
in EUR  
jährlich 

Gebühren 
in EUR  
sonstig  

1 Zufahrten und Zugänge 
 

  
1.1 von land- und forstwirtschaftlich genutzten 

Grundstücken 

 
gebührenfrei 

1.2 von bebauten oder in der Bebauung 
befindlichen, für Wohnzwecke bestimmten 
Grundstücken je Wohneinheit 

 
gebührenfrei 

1.3 nicht gewerblich genutzte Grundstücke 
 

gebührenfrei 
1.4 von gewerblich genutzten Grundstücken,  

z. B. Industriewerken, Einkaufszentren, 
Tankstellen, Kiesgruben, Steinbrüchen, 
Gaststätten, Lager-, Camping- und 
Ausstellungsplätzen 

85 bis  
4 250 

- 

 
Zu Tarifnummer 1.4:  
Bei der Gebührenbemessung sind die 
Verkehrsdichte auf der Bundesfern- oder 
Landesstraße sowie Art und Umfang des 
Anliegerverkehrs zu berücksichtigen.  

  

2 Kreuzungen, soweit der Gemeingebrauch 
beeinträchtigt werden kann 

  

2.1 Leitungen aller Art mit Zubehör (über- oder 
unterirdisch), soweit sie gewerblichen 
Zwecken dienen, mit Ausnahme der 
Leitungen der öffentlichen Versorgung für 
Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser sowie 
öffentliche Abwasserleitungen, jeweils mit 
den Hausanschlüssen 

  

2.1.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 425  
einmalig  

2.1.2 längerdauernd 85 bis 425 - 
2.2 sonstige gewerbliche und nicht gewerbliche 

Leitungen im öffentlichen Interesse  
(z. B. Mineralölfernleitungen) 

 
gebührenfrei 

2.3 Schienenbahnen und Seilbahnen, die dem 
öffentlichen Verkehr dienen 

 
gebührenfrei 

2.4 Schienenbahnen und Seilbahnen, die nicht 
dem öffentlichen Verkehr dienen, mit 
Ausnahme der Anschlussbahnen und der 
diesen gleichgestellten Bahnen im Sinne des 
Eisenbahnkreuzungsgesetzes 

  

2.4.1 höhengleich 
  

2.4.1.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 850  
einmalig  
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2.4.1.2 längerdauernd 85 bis 850 - 
2.4.2 höhenfrei 

  

2.4.2.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 425  
einmalig  

2.4.2.2 längerdauernd 40 bis 425 - 
2.5 Förderbänder (einschließlich Masten, 

Schächte) und ähnliche Einrichtungen 

  

2.5.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 850  
einmalig  

2.5.2 längerdauernd 40 bis 425 - 
2.6 Über- und Unterführungen privater Wege 

  

2.6.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 425  
einmalig  

2.6.2 längerdauernd 40 bis 425 - 
3 Längsverlegungen, soweit der Gemein-

gebrauch beeinträchtigt werden kann 

  

3.1 Leitungen aller Art mit Zubehör (über- und 
unterirdisch), soweit sie gewerblichen 
Zwecken dienen, mit Ausnahme der 
Leitungen der öffentlichen Versorgung für 
Elektrizität, Gas, Fernwärme, Wasser sowie 
öffentliche Abwasserleitungen, jeweils mit 
den Hausanschlüssen je angefangene 100 m 

85 bis 850 - 

3.1.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 850 
einmalig 

3.1.2 längerdauernd 85 bis 850 - 
3.2 Gleise 

  

3.2.1 der Schienenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs 

 
gebührenfrei 

3.2.2 sonstige je angefangene 100 m 85 bis 850 - 
3.3 Obusleitungen einschließlich der Masten 

 
gebührenfrei 

3.4 Anlagen der Straßenbeleuchtung 
einschließlich der Masten 

 
gebührenfrei 

4 Bauliche Anlagen (einschließlich Werbe-
anlagen, Schilder, Pfosten, Masten u. a.), 
soweit der Gemeingebrauch beeinträchtigt 
werden kann 

  

4.1 Wartehallen, Informationsstände ohne 
Verkaufsbetrieb 

 
gebührenfrei 

4.2 Kioske, Imbissstände, sonstige 
Verkaufsstände je m² in Anspruch 
genommener Verkehrsfläche 

  

4.2.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 170  
einmalig  

4.2.2 längerdauernd 40 bis 170 - 
4.3 Automaten 17 bis 425 - 
4.4 Milchbänke 

 
gebührenfrei 

4.5 Verladestellen 40 bis 425 - 
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4.6 Vorübergehende Baustelleneinrichtungen, 
Gerüste, Bauzäune, Baracken, Maschinen, 
Geräte, Fahrzeuge, Hilfseinrichtungen, 
Lagerplätze und ähnliche Einrichtungen je m² 
in Anspruch genommener Verkehrsfläche 

- 1 bis 9  
wöchentlich  
mindestens 
17  

4.7 Werbeanlagen, Schilder, Transparente, 
Fahnen einschließlich Pfosten und Masten 

  

4.7.1 gewerblich 
  

4.7.1.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 425  
einmalig  

4.7.1.2 längerdauernd 40 bis 425 - 
4.7.2 nicht gewerblich 

 
gebührenfrei 

5 Besondere Veranstaltungen im Sinne der 
Straßenverkehrsordnung, wenn durch sie der 
Gemeingebrauch beeinträchtigt werden kann 

  

5.1 Motorsportliche Veranstaltungen, 
Versuchsfahrten 

- 85 bis 850  
täglich  

5.2 Werbeveranstaltungen und Ähnliches - 17 bis 170  
täglich  

5.3 Straßenhandel ohne bauliche Anlagen - 17 bis 170  
täglich  

6 Sonstige Sondernutzungen, die in den 
vorstehenden Tarifnummern nicht erfasst 
sind 

  

6.1 bis zu einem Jahr - 17 bis 425  
einmalig  

6.2 längerdauernd 40 bis 850 - 
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§ 1 
Erklärung zum Wasserschutzgebiet

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung wird zum 
Schutz des Grundwassers im Einzugsgebiet der Wassergewin-
nungsanlage Groß Bäbelin zugunsten des Trägers der Wasserver-
sorgung (Begünstigter), derzeit der Wasserversorgungs- und Ab-
wasserzweckverband Güstrow-Bützow-Sternberg, das in § 2 nä-
her umschriebene Wasserschutzgebiet festgesetzt.

§ 2 
Räumlicher Geltungsbereich

(1) Das Wasserschutzgebiet besteht aus

	 Zone I	 Fassungsbereiche, 
Zone II	 engere Schutzzone, 
Zone III	 weitere Schutzzone.

(2) Die Grenzen des Wasserschutzgebietes sowie der einzelnen 
Schutzzonen sind in der als Anlage 1 veröffentlichten Übersichts-
karte im Maßstab 1 : 15 000 dargestellt, die Bestandteil dieser 
Verordnung ist. Die Schutzzonen sind weiterhin in der hier nicht 
veröffentlichten topografischen Karte im Maßstab 1 : 10 000, in 
der hier nicht veröffentlichten Liegenschaftsübersichtskarte im 
Maßstab 1 : 10 000 sowie in der hier nicht veröffentlichten Lie-
genschaftskarte, die aus vier Blättern im Maßstab 1 : 2 500 be-
steht, dargestellt. Für die genaue Grenzziehung der Schutzzonen 
ist die Darstellung in der Liegenschaftskarte maßgebend. Die Kar-
ten nach Satz 2 sind gleichfalls Bestandteil dieser Verordnung und 
werden durch das Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, 
ländliche Räume und Umwelt als oberste Wasserbehörde archiv-
mäßig verwahrt. Ausfertigungen der Karten sind bei dem

1.	 Amt Krakow am See 
Die Amtsvorsteherin 
Markt 2 
18292 Krakow am See,

2.	 Landkreis Rostock 
Der Landrat 
Untere Wasserbehörde 
Am Wall 3 – 5 
18273 Güstrow und

3.	 Staatlichen Amt für Landwirtschaft und Umwelt  
Mittleres Mecklenburg 
An der Jägerbäk 3 
18069 Rostock

hinterlegt und können dort während der Dienststunden von jeder 
Person kostenlos eingesehen werden. Darüber hinaus können die 
Karten in digitaler Form im Kartenportal Umwelt Mecklenburg-
Vorpommern des Landesamtes für Umwelt, Naturschutz und Geo-
logie unter der Internetadresse http://www.umweltkarten.mv-re-
gierung.de eingesehen und heruntergeladen werden.

(3) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen der im 
Wasserschutzgebiet gelegenen Grundstücke berühren die festge-
setzten Grenzen der Schutzzonen nicht.

(4) Vom Begünstigten sind die Fassungsbereiche durch eine Um-
zäunung gegen unbefugtes Betreten zu sichern. Die engere Schutz-
zone sowie die weitere Schutzzone sind durch entsprechende Hin-
weisschilder mit der Aufschrift „Wasserschutzgebiet“ ausreichend 
zu kennzeichnen.

§ 3 
Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen

(1) Verbotene oder nur beschränkt zulässige Handlungen in den 
Zonen I bis III ergeben sich aus der Anlage 2, die Bestandteil 
dieser Verordnung ist.

(2) Die Verbote der Anlage 2 Nummer 5.3, 6.1 und 7 gelten nicht 
für Handlungen im Rahmen der Wassergewinnung und -ableitung 
des Begünstigten.

(3) Das Verbot der Anlage 2 Nummer 7 gilt nicht für Handlungen 
von Beauftragten der Behörden zur Erfüllung dienstlicher Aufga-
ben.

§ 4 
Bestehende bauliche Anlagen, sonstige Anlagen und  

Einrichtungen

(1) Die Verbote und Nutzungsbeschränkungen des § 3 gelten nicht 
für das Errichten und Betreiben von baulichen Anlagen, sonstigen 
Anlagen oder Einrichtungen, die bereits vor Inkrafttreten dieser 

Verordnung zur Festsetzung des Wasserschutzgebietes für  
die Wasserfassung Groß Bäbelin 

(Wasserschutzgebietsverordnung Groß Bäbelin – WSGVO Groß Bäbelin)

Vom 16. Juli 2022

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 753 - 2 - 104

Aufgrund des § 51 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 und Absatz 2 sowie § 52 Absatz 1 Satz 1 des Wasserhaushaltsgesetzes vom 
31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901, 3902) geändert wor-
den ist, und aufgrund des § 107 Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Wassergesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
vom 30. November 1992 (GVOBl. M-V S. 669), das zuletzt durch das Gesetz vom 8. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 866) geändert worden 
ist, verordnet das Ministerium für Klimaschutz, Landwirtschaft, ländliche Räume und Umwelt:

Anl. 1

Anl. 2
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Verordnung rechtmäßig errichtet und betrieben wurden oder für 
welche vor Inkrafttreten dieser Verordnung eine bestandskräftige 
Baugenehmigung oder andere Zulassung erwirkt wurde. Bei an-
zeigepflichtigen oder genehmigungsfrei gestellten baulichen An-
lagen, sonstigen Anlagen oder Einrichtungen müssen die Anzeige 
oder die erforderlichen Unterlagen bei der dafür zuständigen Be-
hörde bereits vorliegen.

(2) Soweit es zur Gewährleistung des Schutzziels gemäß § 1 er-
forderlich ist, kann die untere Wasserbehörde die Beseitigung 
oder Änderung von baulichen Anlagen, sonstigen Anlagen und 
Einrichtungen anordnen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens die-
ser Verordnung nach Absatz 1 bestehen und die unter die Verbote 
und Beschränkungen nach § 3 fallen.

(3) Für Anordnungen nach Absatz 2 ist nach § 52 Absatz 4 des 
Wasserhaushaltsgesetzes Entschädigung zu leisten. Eine Entschädi-
gungspflicht besteht nicht, wenn die Anordnung auch ohne Festset-
zung des Wasserschutzgebietes durchzuführen oder zu dulden ist.

§ 5 
Duldungspflichten

(1) Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken 
innerhalb des Wasserschutzgebietes haben die Maßnahmen der 
unteren Wasserbehörde oder deren Beauftragten zu dulden und 
insbesondere zuzulassen, dass

1.	 der Zustand und die Nutzung des Wasserschutzgebietes über-
wacht und in diesem Rahmen Maßnahmen zur Beobachtung 
der Gewässer und des Bodens getroffen werden,

2.	 bestehende bauliche Anlagen, sonstige Anlagen und Einrich-
tungen daraufhin überprüft werden, ob die Verbote und Nut-
zungsbeschränkungen sowie getroffene Anordnungen und 
erteilte Auflagen beachtet und eingehalten werden,

3.	 Proben von den zum Einsatz bestimmten Dünge- und Pflan-
zenschutzmitteln sowie Boden-, Vegetations- und Wasserpro-
ben genommen werden und

4.	 Zäune, Hinweis-, Warn-, Gebots- und Verbotszeichen aufge-
stellt, unterhalten oder beseitigt werden.

(2) Gleiches gilt, wenn Aufgaben nach Absatz 1 Nummer 1, 3 oder 4 
im Rahmen der Selbstüberwachung durch den Begünstigten wahr-
genommen werden. 

§ 6 
Befreiung

Von den Verboten, Beschränkungen sowie Duldungs- und Hand-
lungspflichten nach den §§ 3 bis 5 kann die untere Wasserbehörde 
auf Antrag im Einzelfall eine Befreiung nach § 52 Absatz 1 Satz 2 
des Wasserhaushaltsgesetzes erteilen, gemäß § 52 Absatz 1 Satz 3 
des Wasserhaushaltsgesetzes hat die untere Wasserbehörde eine 
Befreiung zu erteilen.
Ist gleichzeitig über die Erteilung einer Baugenehmigung zu ent-
scheiden, ist § 113a Satz 1 des Wassergesetzes des Landes Meck-
lenburg-Vorpommern zu berücksichtigen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 103 Absatz 1 Nummer 7a des Wasser-
haushaltsgesetzes handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig eine 
nach § 3 verbotene Handlung vornimmt, einer Anordnung auf-
grund des § 4 Absatz 2 nicht oder nur teilweise nachkommt oder 
einer Duldungspflicht nach § 5 zuwiderhandelt, sofern keine Be-
freiung nach § 52 Absatz 1 Satz 2 oder 3 des Wasserhaushaltsge-
setzes erteilt worden ist.

§ 8 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 16. Juli 2022

Der Minister für Klimaschutz, Landwirtschaft, 
ländliche Räume und Umwelt 

Dr. Till Backhaus
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Anlage 2 
(zu § 3) 

Katalog der Verbote und Nutzungsbeschränkungen  
Es sind 
 im Fassungs- 

bereich 
in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 

 
1 bei landwirtschaftlichen, forstwirtschaftlichen und gärtnerischen Nutzungen  
 

1.1 Anwendung von flüs-
sigen stickstoffhaltigen 
Wirtschaftsdüngern (u.a. 
Gülle, Jauche, Silage- 
sickersaft, Schlempe) 
und Geflügelkot sowie 
sonstigen flüssigen orga-
nischen und organisch-
mineralischen stickstoff-
haltigen Düngemitteln, 
Bodenhilfsstoffen, Kultur-
substraten und Pflanzen-
hilfsmitteln (u.a. 
Schlempe aus gewerbli-
chen Anlagen) gemäß 
DüMV1, sowie Gärresten 
aus Biogasanlagen 

verboten  

erlaubt entsprechend den Vorgaben der DüV2 
und je Schlag bis in Höhe des Nährstoffbedarfs 
der angebauten Fruchtart, jedoch nur bis zu ei-
ner maximalen Gesamthöhe von 170 kg/ha 
und Jahr N je Schlag 
verboten auf landwirtschaftlich oder erwerbs-
gärtnerisch genutzten Flächen ab dem Zeit-
punkt, ab dem die Ernte der letzten Haupt-
frucht abgeschlossen ist, spätestens ab 1. Ok-
tober und bis zum 15. Februar des Folgejahres 

1.2 Anwendung von fes-
ten stickstoffhaltigen Wirt-
schaftsdüngern sowie 
festen organischen und 
organisch-mineralischen 
stickstoffhaltigen Dünge-
mitteln, Bodenhilfsstoffen, 
Kultursubstraten und 
Pflanzenhilfsmitteln ge-
mäß DüMV 

verboten 

erlaubt entsprechend den Vorgaben der DüV 
und je Schlag bis in Höhe des Nährstoffbedarfs 
der angebauten Fruchtart, jedoch nur bis zu ei-
ner maximalen Gesamthöhe von 170 kg/ha 
und Jahr N je Schlag 
verboten auf landwirtschaftlich oder erwerbs-
gärtnerisch genutzten Flächen ab dem Zeit-
punkt, ab dem die Ernte der letzten Haupt-
frucht abgeschlossen ist, spätestens ab 1. Ok-
tober und bis zum 15. Februar des Folgejahres 

1.3 Anwendung von flüs-
sigen und festen stick-
stoffhaltigen Düngemit-
teln, Bodenhilfsstoffen, 
Kultursubstraten oder 
Pflanzenhilfsmitteln, die 
der BioAbfV3 oder der 
AbfKlärV4unterliegen 

verboten 

1.4 Anwendung von mi-
neralischen N - Dünge-
mitteln (Handelsdünge-
mitteln) 

verboten 

erlaubt entsprechend den Vorgaben der DüV  
erlaubt im Falle der Ausbringung von minerali-
schen stickstoffhaltigen Düngemitteln, wenn 
die Ermittlung des Düngebedarfs auf der 
Grundlage von Nmin-Untersuchungen oder der 
Berechnung mit in M-V anerkannten Dün-
gungsprogrammen erfolgt 

                                                      
1 Düngemittelverordnung 
2 Düngeverordnung 
3 Bioabfallverordnung 
4 Klärschlammverordnung 
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Anlage 2 
(zu § 3) 

 im Fassungs- 
bereich 

in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 
 

1.5 Errichtung oder Er-
weiterung befestigter 
Dunglagerstätten 

verboten 
erlaubt, wenn sie den Vorgaben der AwSV5 
und dort insbesondere den Anforderungen der 
Anlage 7 entsprechen. 

1.6 Errichtung oder Er-
weiterung von Anlagen 
zum Lagern und Abfüllen 
von festen und flüssigen 
stickstoffhaltigen Wirt-
schaftsdüngern sowie or-
ganischen und organisch-
mineralischen stickstoff-
haltigen Düngemitteln, 
Bodenhilfsstoffen, Kultur-
substraten und Pflanzen-
hilfsmitteln 

verboten 
erlaubt, wenn sie den Vorgaben der AwSV 
und dort insbesondere den Anforderungen 
nach § 49 oder für JGS-Gemische der An-
lage 7 entsprechen. 

1.7 Bereitstellung von 
stickstoff- und phosphor-
haltigen Wirtschaftsdün-
gern, Düngemitteln, Bo-
denhilfsstoffen, Kultur-
substraten und Pflanzen-
hilfsmitteln zur Ausbrin-
gung auf landwirtschaftli-
chen Flächen 

verboten 

erlaubt für feste Wirtschaftsdüngemittel unter 
Beachtung  
- der DüV, 
- der Vorgaben des LAWA-Merkblattes „Was-

serwirtschaftliche Anforderungen an die La-
gerung von Silage und Festmist auf land-
wirtschaftlichen Flächen unter sechs Mona-
ten“6 sowie 

- der aktuellen Fachinformation der LMS  
Agrarberatung als zuständige Stelle für 
Landwirtschaftliches Fachrecht und Bera-
tung M-V (LFB) „Bereitstellung (Lagerung) 
von festen Wirtschaftsdüngern auf landwirt-
schaftlichen Flächen“7  

und 
- bei schwer wasserdurchlässigen Böden 

(stark lehmiger Sand – Ton) oder mit Unter-
flursicherung gegen Nährstoffaustrag (z.B. 
Folie, Strohmatte) und mit Abdeckung bis 
maximal sechs Monate und 

- bei technologischer Bereitstellung am Feld-
rand zur Ausbringung von Festmist von 
Huf- und Klauentieren mit wasserdichter 
Abeckung höchtens 28 Tage und von fes-
ten separierten Gärresten (aus Biogasanla-
gen) mit wasserdichter Abdeckung bis zu 
14 Tagen  

1.8 Errichtung oder Er-
weiterung ortsfester Anla-
gen zur Gärfutterberei-
tung  

verboten 
erlaubt für Gärfutteraufbereitungsanlagen mit 
Silagesickersaftbehältern, die entsprechend 
der Anlage 7 der AwSV errichtet werden 

  

                                                      
5 Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  
6 https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/lm/Umwelt/Wasser/Schutz-der-Oberflaechengewaesser/Anlagenbezogener-Gewaesserschutz 
7 https://www.lms-beratung.de/de/zustaendige-stelle-fuer-landwirtschaftliches-fachrecht-und-beratung-lfb/Landwirtschaftlicher-Wasserschutz-Wasserrahmenrichtlinie/fachinformatio-
nen/ 
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Anlage 2 
(zu § 3) 

 im Fassungs- 
bereich 

in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 
 

1.9 Errichtung, Betrieb o-
der Erweiterung von Bio-
gasanlagen (mit Gärsub-
straten landwirtschaftli-
cher Herkunft) 

verboten 

1.10 Gärfutterbereitung in 
ortsveränderlichen Anla-
gen 

verboten 

erlaubt unter Einhaltung der Vorgaben des 
LAWA-Merkblattes „Wasserwirtschaftliche An-
forderungen an die Lagerung von Silage und 
Festmist auf landwirtschaftlichen Flächen unter 
sechs Monaten“  
- mit der Begrenzung der Dauer der Lage-

rung von ordnungsgemäß verschlossenen 
Folienballen auf unbefestigten Flächen auf 
ein Jahr 

- bei Gärfutteraufbereitung von Anwelksila-
gen nur mit wasserdichter Bodenabde-
ckung und versickerungslosem Auffangen 
von Silagesickersaft mit Zustimmung der 
unteren Wasserbehörde 

1.11 Errichtung, Betrieb 
oder Erweiterung von 
Stallungen für Tierbe-
stände 

verboten 

erlaubt, wenn die ordnungsgemäße Verwer-
tung der anfallenden Nährstoffe entsprechend 
den Nummern 1.1 und 1.2 in der Schutzzone 
gewährleistet oder eine anderweitige Verwer-
tung außerhalb der Schutzzone gesichert ist 

1.12 Freilandtierhaltung 
gemäß Nummer 8.1 verboten 

erlaubt, wenn die Nährstoffeinträge über die 
tierischen Ausscheidungen der Freilandtierhal-
tung den Nährstoffentzug entsprechend DüV 
(Bilanzwert) unterschreiten 

1.13 Beweidung und Ge-
flügelausläufe verboten 

erlaubt, wenn aufgrund des Viehbesatzes 
keine großflächige Zerstörung der Grasnarbe 
entsprechend der Nummer 8.2 auftritt 

1.14 Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln verboten 

erlaubt, wenn die Vorschriften des Pflanzen-
schutzrechtes und die Gebrauchsanleitungen 
für Wasserschutz eingehalten werden 

1.15 Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln 
aus Luftfahrzeugen 

verboten 

erlaubt, wenn eine Ausnahmegenehmigung 
durch den Pflanzenschutzdienst des LALLF8in 
Abstimmung mit der zuständigen Wasserbe-
hörde erteilt wurde 

1.16 Bewässerung land-
wirtschaftlich oder gärtne-
risch genutzter Flächen 

verboten 

erlaubt ist die Gabe von Zusatzwasser bis zu 
einer Grenze von 80% der nutzbaren Feldka-
pazität bei Nachweis der Nutzung einer Bera-
tung oder Anwendung eines Berechnungspro-
grammes zur Festlegung der Bewässerungs-
menge 

1.17 Errichtung oder Er-
weiterung von Garten-
baubetrieben 

verboten 
erlaubt, wenn die gute fachliche Praxis ent-
sprechend den Vorgaben des Dünge- und 
Pflanzenschutzrechtes umgesetzt wird 

                                                      
8 Landesamt für Landwirtschaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei Mecklenburg-Vorpommern 
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Anlage 2 
(zu § 3) 

 im Fassungs- 
bereich 

in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 
 

1.18 Errichtung oder Er-
weiterung von Kleingar-
tenanlagen 

verboten erlaubt 

1.19 Neuanlage oder Er-
weiterung von Baum-
schulen, forstlichen 
Pflanzgärten, Hopfen-, 
Gemüse-, Obst- und Zier-
pflanzenanbau 

verboten 
erlaubt, wenn die gute fachliche Praxis ent-
sprechend den Vorgaben des Dünge- und 
Pflanzenschutzrechtes umgesetzt wird 

1.20 Errichtung oder Än-
derung landwirtschaftli-
cher Dränageanlagen  

verboten verboten, ausgenommen Unterhaltungs- und 
Renaturierungsmaßnahmen 

1.21 Umbruch von Dau-
ergrünland gemäß Num-
mer 8.3 

verboten 

1.22 wendende Bodenbe-
arbeitung > 20 cm Tiefe 
gemäß Nummer 8.4 

verboten 

verboten, es sei denn, auftretende phytosani-
täre Probleme, festgestellte Bodenschadver-
dichtungen oder andere Anbaubedingungen 
machen dies erforderlich und aktuelle Stand-
ort- und Witterungsbedingungen lassen dies 
zu 

Die Notwendigkeit der wendenden Bodenbear-
beitung ist zu dokumentieren. Die Unterlagen 
sind der zuständigen Wasserbehörde nach 
Aufforderung zur Verfügung zu stellen. 

 
2 bei Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
 
2.1 Errichtung oder Er-
weiterung von Rohrlei-
tungsanlagen für wasser-
gefährdende Stoffe ge-
mäß RohrFLtgV9) 

verboten 

2.2 Errichtung oder Er-
weiterung von Anlagen 
zum Lagern, Abfüllen, 
Umschlagen, Herstellen, 
Behandeln oder Verwen-
den von wassergefähr-
denden Stoffen gemäß  
§ 62 WHG)10 

verboten 

verboten, ausgenommen unterirdische Anla-
gen der Gefährdungsstufen A und B, oberirdi-
sche Anlagen der Gefährdungsstufen A, B und 
C, die entsprechend den Vorgaben der AwSV 
und dort insbesondere des § 49  Absatz 2 und 
3 AwSV errichtet und betrieben werden müs-
sen 

  

                                                      
9 Rohrfernleitungsverordnung 
10 Wasserhaushaltsgesetz 
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Anlage 2 
(zu § 3) 

 im Fassungs- 
bereich 

in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 
 

2.3 Lagern, Abfüllen oder 
Umschlagen wasserge-
fährdender Stoffe gemäß 
§ 62 WHG und von Pflan-
zenschutzmitteln 

verboten 

verboten außerhalb von Anlagen nach Num-
mer 2.2 

verboten, ausgenommen das notwendige Be-
füllen von Pflanzenschutzmittel-Spritzen am 
Feldrand an geeigneter Stelle  

2.4 Bau und Betrieb un-
terirdischer Stromleitun-
gen mit flüssigen wasser-
gefährdenden Kühl- und 
Isoliermitteln 

verboten 

2.5 Behandlung, Lage-
rung oder Ablagerung 
von Abfall im Sinne der 
abfallrechtlichen Vor-
schriften und von berg-
baulichen Rückständen 
sowie Errichtung und Be-
trieb von Anlagen zur Ab-
lagerung, Behandlung 
und zum Umschlag von 
Abfällen 

verboten 

2.6 Errichtung oder Ewei-
terung von Anlagen zum 
Lagern, Abfüllen, Um-
schlagen, Herstellen, Be-
handeln und Verwenden 
radioaktiven Materials  

verboten 

2.7 Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln auf 
Freilandflächen ohne 
landwirtschaftliche, forst-
wirtschaftliche oder er-
werbsgärtnerische Nut-
zung sowie zur Unterhal-
tung von Verkehrswegen 

verboten 

verboten, ausgenommen mit Ausnahmegeneh-
migung durch den Pflanzenschutzdienst des 
LALLF in Abstimmung mit der zuständigen 
Wasserbehörde 

 

3 bei Abwasserbeseitigung und Abwasseranlagen 
 

3.1 Errichtung oder Er-
weiterung von Abwasser-
behandlungsanlagen  

verboten 

verboten, ausgenommen die Sanierung beste-
hender und die Errichtung ordnungsgemäßer 
Abwasserbehandlungsanlagen im Sinne des 
Gewässerschutzes 

3.2 Errichtung oder Er-
weiterung von Trockena-
borten und Abwasser-
sammelgruben 

verboten 
verboten, ausgenommen mit dichten Behältern 
und für häusliches und vergleichbares Abwas-
ser 
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Anlage 2 
(zu § 3) 

 im Fassungs- 
bereich 

in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 
 

3.3 Errichtung oder Er-
weiterung von Anlagen 
zum Durchleiten oder Ab-
leiten von Abwasser ge-
mäß §  54 Absatz 1 WHG 

verboten 
verboten, ausgenommen Entwässerungsanla-
gen, die entsprechend den Anforderungen des 
DWA-A 14211 errichtet und betrieben werden 

3.4 Versickerung oder 
Verrieselung von 
Schmutzwasser gemäß 
§ 54 Absatz 1 Satz 1 
Nummer 1 WHG sowie 
Errichtung oder Erweite-
rung von Anlagen zur 
Versickerung oder Verrie-
selung von Schmutzwas-
ser gemäß § 54 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1 WHG  

verboten 

verboten, ausgenommen biologisch behandel-
tes Schmutzwasser aus bestehenden Kleinklär-
anlagen großflächig über Sickergraben/Sicker-
mulde nach DIN 4261-512 

3.5 Versickerung oder 
Verrieselung von Nieder-
schlagswasser gemäß § 
54 Absatz 1 Satz 1 Num-
mer 2 WHG  

verboten 
verboten, ausgenommen nicht schädlich ver-
unreinigtes Niederschlagswasser großflächig 
über die belebte Bodenzone 

 
4 bei Verkehrswegebau, Plätzen mit besonderer Zweckbestimmung  
 

4.1 Errichtung oder Er-
weiterung von Straßen, 
Wegen und sonstigen 
Verkehrsflächen  

verboten 

verboten, aus-
genommen un-
befestigte öf-
fentliche Feld- 
und Waldwege, 
beschränkt öf-
fentliche Wege, 
Eigentümer-
wege und Pri-
vatwege bei 
breitflächigem 
Versickern des 
Niederschlags-
wassers 

erlaubt, wenn die Regeln der RiStWag13 ange-
wendet werden; ansonsten verboten wie in 
Zone II 

4.2 Errichtung oder Er-
weiterung von Eisen-
bahnanlagen  

verboten 

  

                                                      
11 Deutsche Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.: DWA-Regelwerk; Arbeitsblatt DWA-A 142: „Abwasserleitungen und -kanäle in Wassergewinnungsgebieten“ 
12 DIN-Norm Kleinkläranlagen – Teil 5: „Versickerung von biologisch aerob vorbehandeltem Schmutzwasser“ 
13 Richtlinien für bautechnische Maßnahmen an Straßen in Wasserschutzgebieten, eingeführt durch das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur  
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Anlage 2 
(zu § 3) 

 im Fassungs- 
bereich 

in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 
 

4.3 Verwertung von aus-
laug- oder auswaschba-
ren Materialien (z.B. Bo-
den, Schlacke, pechhalti-
ger Straßenaufbruch 
u.Ä.) zum Straßen-, 
Wege-, Eisenbahn- und 
Wasserbau, für andere 
technische Bauwerke so-
wie Verfüllungen und 
zum Errichten von Lärm-
schutzwällen 

verboten 

4.4 Einrichtung oder Er-
weiterung von Badestel-
len, Freibädern und Zelt-
plätzen; Camping aller 
Art 

verboten verboten, ausgenommen Einrichtungen mit 
ordnungsgemäßer Abwasserentsorgung 

4.5 Errichtung oder Er-
weiterung von Sportanla-
gen  

verboten 

verboten, ausgenommen Einrichtungen mit 
ordnungsgemäßer Abwasserentsorgung 
verboten für Tontaubenschieß- und Golfanla-
gen 

4.6 Durchführung von 
Sportveranstaltungen  verboten 

verboten für Großveranstaltungen außerhalb 
von Sportanlagen 
verboten für Motorsport 

4.7 Errichtung oder Er-
weiterung von Friedhöfen  verboten 

4.8 Errichtung oder Er-
weiterung von Flugplät-
zen einschließlich Sicher-
heitsflächen, Notabwurf-
plätzen, militärischen An-
lagen und Übungsplätzen 

verboten 

4.9 Durchführung militäri-
scher Übungen verboten verboten, ausgenommen das Durchfahren auf 

klassifizierten Straßen 
4.10 Errichtung oder Er-
weiterung von Baustel-
leneinrichtungen und 
Baustofflagern 

verboten erlaubt unter Beachtung der Nummern 2.1  
bis 2.3 

 
5 bei Bergbau und sonstigen Bodeneingriffen 
 
5.1 Bergbau, einschließ-
lich Bohrlochbergbau 
(z.B. Erdöl-, Erdgas- und 
Solegewinnung)  

verboten 
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Anlage 2 
(zu § 3) 

 im Fassungs- 
bereich 

in der engeren 
Schutzzone 

in der weiteren Schutzzone 

entspricht Zone I II III 
 

5.2 Veränderungen und 
Aufschlüsse der Erdober-
fläche, selbst wenn 
Grundwasser nicht aufge-
deckt wird, insbesondere 
Kies-, Sand- und Tongru-
ben, Steinbrüche, Über-
tagebergbaue und Torf-
stiche, sowie Wiederver-
füllung von Erdaufschlüs-
sen 

verboten 

verboten, ausgenommen Bodenbearbeitung im 
Rahmen der ordnungsgemäßen land- und forst-
wirtschaftlichen Nutzung  
verboten, ausgenommen die Verlegung von 
Ver- und Entsorgungsleitungen und die vo-
rübergehende Herstellung von Baugruben 

5.3 Durchführung von 
Bohrungen  verboten 

verboten, ausgenommen Baugrunduntersu-
chungen und Grundwassermessstellen zu 
Überwachungszwecken 

5.4 Errichtung und Be-
trieb von Erdwärmeson-
den 

verboten 

5.5 Sprengungen verboten 
5.6 CO2-Speicherung und 
Fracking verboten 

 
6 bei baulichen Anlagen allgemein 
 
6.1 Errichtung oder Er-
weiterung baulicher Anla-
gen gemäß § 2 Absatz 1 
LBauO M-V14 oder we-
sentliche Änderung deren 
Nutzung  

verboten 
verboten, ausgenommen bauliche Anlagen mit 
ordnungsgemäßer Abwasserentsorgung und 
die einer solchen nicht bedürfen 

6.2 Ausweisung neuer 
Baugebiete im Rahmen 
der Bauleitplanung 

verboten 

 
7 bei Betreten 
 
Betreten verboten erlaubt 

 
8 Begriffsbestimmungen 
 
8.1. Freilandtierhaltung liegt vor, wenn sich die Tiere über längere Zeiträume (ganzjährig oder saisonal) 

ganztägig im Freien aufhalten. 
 
8.2 Großflächige Zerstörung der Grasnarbe bedeutet, wenn sie nicht nur einen linienförmigen Verlauf hat 

oder an Einzelpunkten auftritt (z.B. bei Tritt- oder Treibwegen, Viehtränken). 
 
8.3 Dauergrünland sind Flächen, die durch Einsaat oder auf natürliche Weise (Selbstaussaat) zum Anbau 

von Gras oder anderen Grünfutterpflanzen genutzt werden und mindestens fünf Jahre lang nicht Be-
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Anlage 2 
(zu § 3) 

standteil der Fruchtfolge eines landwirtschaftlichen Betriebes waren. Gras oder andere Grünfutterpflan-
zen sind alle Grünpflanzen, die herkömmlicherweise in natürlichem Grünland anzutreffen oder norma-
lerweise Teil von Saatgutmischungen für Grünland (Wiesen und Weiden) sind. 

 
8.4. Wendende Bodenbearbeitung mit einer Eindringtiefe > 20 cm führt zu erhöhter Nährstofffreisetzung und 

sollte soweit wie möglich vermieden werden. In Einzelfällen können auftretende phytosanitäre Prob-
leme, festgestellte Bodenschadverdichtungen oder andere Anbaubedingungen die Maßnahmen erfor-
derlich machen. Die Maßnahme ist daher zu begründen.  
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Gemäß § 9 Absatz 2 Satz 2 der Verordnung zur Vorbereitung und 
Durchführung von Kommunalwahlen in Mecklenburg-Vorpom-
mern während der SARS-CoV-2-Pandemie (Corona-Kommunal-
wahl-VO) vom 31. Januar 2022 (GVOBl. M-V S. 63) wird hiermit 
bekannt gemacht, dass die Verordnung nach ihrem § 9 Absatz 2 
Satz 1 am 1. Juli 2022 außer Kraft getreten ist. 

Bekanntmachung über das Außerkrafttreten der Verordnung zur Vorbereitung  
und Durchführung von Kommunalwahlen in Mecklenburg-Vorpommern  

während der SARS-CoV-2-Pandemie 
(Corona-Kommunalwahl-VO)*

_____ 
*  Außerkrafttreten der VO vom 31. Januar 2022; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 111 - 6 - 4

Schwerin, den 9. August 2022

Der Minister für Inneres, 
Bau und Digitalisierung 

Christian Pegel
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Artikel 1

In § 5 Absatz 3 der Reha-Verordnung vom 26. April 2022  
(GVOBl. M-V S. 266), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 11. Juli 2022 (GVOBl. M-V S. 447) geändert worden ist, 
wird die Angabe „17. August“ durch die Angabe „14. September“ 
ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 17. August 2022 in Kraft.

Vierte Verordnung zur Änderung der Reha-Verordnung1, 2

Vom 15. August 2022

Aufgrund des § 32 Satz 1 und Satz 2 in Verbindung mit den §§ 28 Absatz 1, 28a Absatz 7 Satz 1, 29 Absatz 1 und 30 Absatz 1 Satz 2 
des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 28. Juni 2022  
(BGBl. I S. 938) geändert worden ist, in Verbindung mit § 24 Nummer 4 der Corona-Landesverordnung Mecklenburg-Vorpommern 
vom 31. März 2022 (GVOBl. M-V S. 218), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 21. Juli 2022 (GVOBl. M-V S. 448) geän-
dert worden ist, verordnet das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport:

_____ 
1  Ändert VO vom 26. April 2022; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 – 77 
2 � Online gestellt und eilverkündet am 15. August 2022 aufgrund des § 2 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die Eilverkündung von Rechtsverordnungen in Gefahrenlagen 

und die Aufhebung erledigter Rechtsverordnungen. Fundstelle: https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/sm/Service/Eilverk%C3%BCndung/

Schwerin, den 15. August 2022

Die Ministerin für Soziales,  
Gesundheit und Sport 

Stefanie Drese
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Artikel 1 
Siebte Änderung der Corona-LVO M-V

Die Corona-LVO M-V vom 31. März 2022 (GVOBl. M-V S. 218), 
die zuletzt durch Verordnung vom 21. Juli 2022 (GVOBl. M-V  
S. 448) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

In § 25 Absatz 2 wird die Angabe „19. August“ durch die Angabe 
„16. September“ ersetzt.

Artikel 2 
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Verordnung der Landesregierung zur Änderung der Corona-LVO M-V1, 2

Vom 18. August 2022

Aufgrund des § 32 Satz 1 und 2 in Verbindung mit § 28 Absatz 1 sowie den §§ 28a, 29 und 30 Absatz 1 Satz 2 des Infektionsschutzge-
setzes vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch Artikel 3a des Gesetzes vom 28. Juni 2022 (BGBl. I S. 938) geändert 
worden ist, und des § 7 Satz 1 der COVID-19-Schutzmaßnahmen-Ausnahmenverordnung vom 8. Mai 2021 (BAnz AT 08.05.2021 V1), 
die zuletzt durch Artikel 2 der Verordnung vom 18. März 2022 (BGBl. I S. 478) geändert worden ist, verordnet die Landesregierung:

_____ 
1  Ändert LVO vom 31. März 2022; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. B 2126 - 13 - 70
2 � Online gestellt und eilverkündet am 18. August 2022 aufgrund des § 2 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die Eilverkündung von Rechtsverordnungen in Gefahrenla-

gen und die Aufhebung erledigter Rechtsverordnungen. Fundstelle: https://www.regierung-mv.de/Landesregierung/sm/Service/Eilverk%C3%BCndung/ 

Schwerin, den 18. August 2022

Die Ministerpräsidentin 
Manuela Schwesig

	 Die Ministerin für Soziales,	 Der Minister für Wirtschaft,  
	 Gesundheit und Sport	 Infrastruktur, Tourismus und Arbeit 
	 In Vertretung	 Reinhard Meyer 
	 Sylvia Grimm

	 Die Ministerin für Justiz,	 Der Minister für Inneres, 
	 Gleichstellung und Verbraucherschutz	 Bau und Digitalisierung 
	 Jacqueline Bernhardt	 Christian Pegel

	 Die Ministerin für Bildung	 Der Minister für Klimaschutz,  
	 und Kindertagesförderung	 Landwirtschaft, ländliche Räume 
	 Simone Oldenburg	 und Umwelt 
		  Dr. Till Backhaus

Die Ministerin für Wissenschaft, Kultur, 
Bundes- und Europaangelegenheiten 

Bettina Martin
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